
Ausgepfiffen: Protest gegen den Griff in die Taschen der Beschäf-
tigten am 14. Januar vor dem Hauptgebäude der TU. Dazu hatten
ver.di, die GEW und die Gewerkschaft der Polizei aufgerufen.

Foto: transit/v.Polentz

SPRACHROHR
Zeitung für Medien, Kunst und Kultur, Druck und Papier, 13. Jahrgang  Nr. 01

industrielle Dienstleistungen und Produktion Berlin - Brandenburg 24. Februar 2003

Seite 3
Café Verdinale: Novum zu den
Fimfestpielen 
Seite 4
Sheffield: Ein Streik, der fast
zwei Jahre währt
Seite 7
„Aufhör’n“: Karikaturen ge-
gen den Krieg
Mittelseiten:
DVB-T: Überall Fernsehen?
Seite 16
Riester-Rente: Top oder Flop?

Aus dem 
Inhalt

Berlin schafft den Präzedenzfall. Kommt es zu einer weiteren
tariflichen Aufspaltung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst
und für viele zu beträchtlichen Lohneinbußen? Oder gelingt es
noch, die Mitarbeiter in Bezirksämtern und Verwaltungen, an
Schulen, Hochschulen, bei Polizei und Staatlichen Bühnen über
einen Anwendungstarifvertrag an das Niveau des Bundestarifes
anzukoppeln? Angesichts der desolaten Finanzlage Berlins und
der Salami-Taktik des Senats eine schwierige Frage.

In die Sackgasse 
oder heraus?
Brisanter Tarifstreit im öffentlichen 
Dienst der Hauptstadt

Denn die Situation ist reichlich
verfahren: Nach dem schwer er-
rungenen bundesweiten Ab-
schluss für die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes ist Berlin
bekanntlich aus zwei Arbeitge-
berverbänden ausgestiegen, um
angesichts leerer Kassen die Ge-
haltserhöhungen von insgesamt
4,4 Prozent – 2003 werden 2,4
Prozent fällig – nicht mitmachen
zu müssen. Die öffentlich Bediens-
teten der Hauptstadt, die nach
West- oder Oststandort ohnehin

in zwei Gehaltskategorien fallen,
teilen sich seither außerdem in
solche, für die der Bundestarif gilt,
und solche, für die der Abschluss
ohne Belang sein soll. Der Senat
sucht nach jeder verfügbaren zu
melkenden Kuh. Und da passt es
in die Taktik, den großen Block
der Landesbediensteten in mög-
lichst unterschiedliche kleine
Scheibchen zu zerlegen. Die Ge-
werkschaften stehen vor einer
völlig neuen Situation: Die BVGler
und die Stadtreinigung, die bis-
her das stärkste Streikpotenzial in

solchen Tarifkämpfen boten, sind
aus dem Spiel. Können Lehrerin-
nen, Polizisten oder Theaterleute
in einer Verhandlungsrunde so
viel Druck machen, dass der Se-
nat mit seiner Forderung nach
700 Mio. Euro Einsparungen
ernsthaft in Bedrängnis kommt?

Die gewerkschaftliche Tarifge-
meinschaft für den öffentlichen
Dienst, der ver.di angehört, for-
dert, dass die im Bundesabschluss
errungenen Regelungen für Ber-
lin übernommen werden. Vor al-
lem müsse Schluss sein mit der
Zersplitterung der Stadt in ver-
schiedene Tarifgebiete. Die be-
reits verfügte 42-Stunden-Woche
für Beamte soll zurückgenom-
men werden. Innensenator Kör-
ting bleibt dagegen hart am 10-
Eckpunkte-Papier der Arbeitge-
berseite: Es geht um dauerhaften
Einkommensverzicht mit Wirkung
bis in die Rente hinein. Bis 2006
soll es keinerlei Tariferhöhungen
geben. Beschäftigungssicherung
soll mit Arbeitszeitverkürzung ge-
koppelt werden. 

Bei den bisherigen Sondierun-
gen geht es vor allem um den
Ausschluss von Kündigungen und
um die entscheidende Frage, ob
etwa 100 000 Landesbedienstete
in den nächsten Jahren tatsäch-

lich ohne einen Cent Lohnerhö-
hung bleiben sollen und sogar
Kürzungen bei Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld hinnehmen müssen.
Ob es tatsächlich „Möglichkeiten
zur Interessendeckung“ gibt, wie
ver.di-Verhandlungsführer Ro-
land Tremper nach der letzten
Verhandlungsrunde am 7. Febru-
ar andeutete, und ob es – wie Se-
nator Körting hofft – zu einem
Tarifabschluss „in absehbarer
Zeit“ kommt, werden die näch-
sten Tage und Wochen zeigen.
Auch, ob die Beschäftigten noch
mit Aktionen Druck machen kön-
nen. Weiterverhandelt wird am
26. Februar. N. P.

Kürzungen

scheibchenweise



Ist es nicht eine tolle Entwicklung.
Unsere Bundeshauptstadt, regiert

von Sozialdemokraten und demo-
kratischen Sozialisten. Man müsste
meinen, für Gewerkschafter und
die städtische Linke brächen nun
paradiesische Zeiten an. Zwar ha-
ben die Sozis über Jahrzehnte ent-
scheidend mit zu den Haushalts-
defiziten beigetragen. Nun aber
wird die Sanierung eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe wer-
den, an der sich insbesondere die
beteiligen müssen, die sich in der
Vergangenheit an Berlin berei-
chert haben. Irgendwann jedoch
ist auch dieser Traum vorbei und
wir werden in die grausame Rea-
lität entlassen.

Entlassen ist ein gutes Stich-
wort. Während sich der konser-
vative Eberhard Diepgen noch
nicht traute, die Beschäftigten des
Öffentlichen Dienstes für eigene
politische Fehler und Versäumnis-
se haftbar zu machen, haben die
Kuschellinken diese Skrupel nicht.
Schon während der sogenannten
Solidarpaktgespräche kam es
durch Senator Sarrazin und andere
zur Beschimpfung öffentlich Be-
schäftigter. Den Gewerkschaften
wurde nach der Methode „Friss
Vogel oder stirb“ ein Betrag von
letztendlich 1,75 Mrd. € Personal-
kosteneinsparung vorgelegt. Sie
sollten nun kreativ daran mitwir-
ken, diese Gelder aus den Be-

schäftigten herauszupressen. Ar-
gumentiert wird von den Regie-
renden mit der Arbeitsplatzsicher-
heit. Ist ein „sicherer“ Arbeitsplatz
denn ein Wert an sich?

Was macht den Unterschied
zwischen einem schwer schuften-
den und schlecht bezahlten japa-
nischen Industriearbeiter, dessen
Job auf Lebenszeit gesichert ist,

und dem Vorstandsmitglied eines
westlichen Wirtschaftsunterneh-
mens aus, der jährlich 8 Mio. €
Apanage erhält, dessen Arbeits-
platz jedoch nur für längstens
fünf Jahre gesichert ist? Seit die
Gewerkschaften Mitte des 19.
Jahrhunderts ihren ersten Tarif-

vertrag erkämpften, haben sie
lernen müssen, dass ein sicherer
Arbeitsplatz kein Wert an sich ist.
Gewerkschaften kämpfen um si-
chere und soziale Arbeitsplätze.
Sie kämpfen darum, dass abhängig
Beschäftigte für ihre Arbeit auch
ausreichenden Lohn erhalten.

Bei den nun anstehenden Tarif-
verhandlungen will der Senat den

Beschäftigten von 2002 bis 2007
keine Tariferhöhung gewähren.
Dies alleine bedeutet einen Ver-
lust von knapp 10 % an tarif-
lichem Entgelt. Die Kaufkraft der
Tarifentgelte würde in diesem
Zeitraum um weitere 10 % ab-
sinken. Dazu käme ein Wegfall

des Urlaubsgeldes und die Redu-
zierung des Weihnachtsgeldes.
Dafür soll den Beschäftigten Ar-
beitszeitverkürzung gewährt wer-
den, die sie sich spätestens 2007
nicht mehr leisten können. Es
wäre schön, wenn in der Öffent-
lichkeit dieser Aspekt einmal ver-
antwortlich und tiefergehend dis-
kutiert würde.

Zum Schluss. Die Weigerung von
ver.di, solche Verhandlungen mit
dem Senat zu führen, sollte nie-
manden überraschen. Wir werden
nicht daran mitwirken, Kupon-
schneider öffentlich zu subven-
tionieren, öffentlich Bedienstete
jedoch zu schröpfen.

ver.di fordert die Einberufung
einer Konsolidierungskonferenz, an
der sich unter anderem die Bun-
desregierung, Arbeitgeberverbän-
de, aber auch die Banken beteili-
gen müssen. An der Sanierung
des Haushalts müssen sich die be-
teiligen, die diese Stadt haben
ausbluten lassen.

Den Parteien selbst kann man
nur die innere Einkehr empfeh-
len. Während die Sozialdemokra-
ten mittlerweile jeden fanati-
schen Neoliberalen vor Neid er-
blassen lassen, hat man bei der
PDS den Eindruck, sie würde
selbst aus der eigenen Partei aus-
treten, wenn sie nur im Senat
bleiben kann. Berlin, regiert von
Kuschellinken. Wo ist Eberhard?
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Roland Tremper, ver.di-bezirksgeschäftsführer, 
Verhandlungsführer

„Sie lesen selbst. Sie urteilen
selbst.“ Das geflügelte Wort, im
Kulturressort der Wochenpost im
Gebrauch, ging auf den freundli-
chen Herrn Musil zurück, der mit
diesen Worten Übersetzungen aus
tschechischen Zeitungen anbot.
Mit ihm und manch anderen aus
den frühen Jahren der Zeitung
macht uns Heinz Knobloch in sei-
nem jüngsten Buch bekannt.

Die erste Ausgabe der Wo-
chenpost erschien 1953, und da
sie seit Ende 1996 nicht mehr exi-
stiert, muß man wohl ihre Bedeu-
tung erklären. In Beliebtheit und
Auflage wurde sie von keiner ein-
schlägigen Publikation in der DDR
erreicht (ab den 70er Jahren bis
1989 Auflage 1,25 Millionen, ge-
schätzter Bedarf über 2 Millio-

nen). Das lag nicht allein an in-
haltlicher Vielfalt, sondern am
Einklang von geistigem Anspruch
und populärer Darstellung eben-
so wie am sauberen Deutsch, in
dem geschrieben wurde. Pech für
Blatt und Leser, dass es im BRD-
Blätterwald keinen entsprechen-
den Zeitungstyp gab, weshalb die
ab 1990 neuen Besitzer (G+J)
nichts damit anzufangen wußten.
Am ruhmlosen Ende stand der
Verkauf der Abonnenten-Kartei. 

Im Zeitalter von Internet-Re-
daktionen und der Einheit von
Redakteur und PC ist es span-
nend, zu erfahren „wie unserei-
ner Zeitung machte“. Heinz Kno-
bloch, damals blutiger Anfänger
voller Leidenschaft für den Jour-
nalistenberuf, konnte neben Lang-
erfahrenen ein neues Blatt gestal-
ten helfen; er blieb ihm bis 1991
treu, ab 1967 „mit beiden Au-
gen“ als Feuilletonist, weshalb
der Verlagshinweis, diese frühen
Jahre seien das Kernstück seiner
Biographie, so wohl nicht stimmt.

Aber natürlich ist das Buch bio-
graphisch – in doppeltem Sinn. Es
verflechten sich die Jahre des jun-
gen Journalisten mit den jungen
Jahren der Zeitung. Die in tref-
fend knappem, hintersinnigem
Stil gezeichneten Porträts von
Weggefährten jener Zeit machen
Menschen lebendig, bekannte
wie Gerhart Eisler: „Er konnte re-
den, daß man zuhörte. Er schrieb
so, daß man es las.“ Und unbe-
kannte wie eben jener Herr Musil.
Außerdem erfährt man Neuigkei-
ten aus Berliner Geschichte, bei-
spielsweise die der Mauerstraße
86, erster Sitz der Wochenpost.
In jene Anfangszeit fällt auch der
beispiellose Vorgang, dass ein Re-
daktionskollegium mit dem ver-
dienten kommunistischen Chef-
redakteur Rudi Wetzel unter dem
Datum 27. Oktober 1956 in ei-
nem Brief an das Politbüro mehr
Pressefreiheit forderte. Mit
schmerzlichen Folgen für einige.
Es gibt mancherlei Denksätze in
dem Buch wie „Zuviel Allgemein-

bildung im Volk schadet den Poli-
tikern“. Und auch Flüchtigkeiten:
„Unsere Grafik hing aus ihren
Fenstern ... und brüllte“.

Knobloch hat sorgsam die Jahr-
gänge der Zeitung durchgese-
hen, ist auf viel zu Unrecht Ver-
gessenes gestoßen, hat dabei
aber einige Aufzählungen nicht
vermieden. Wer seine Bücher
kennt (Berliner Grabsteine, Herr
Moses in Berlin u.v.m ) weiß um
die Genauigkeit in Sprache und
Quellenkenntnis. Hier nun merkt
man, wie sehr der Verlag auf
Tempo drängte – und damit hat
er sich selbst, aber besonders
dem Autor keinen Gefallen ge-
tan. Auch ein lang gedienter Zei-
tungsmann schüttelt kein Buch
aus dem Ärmel. 

Sie lesen selbst. Sie urteilen
selbst. Und lesenswert ist das
Buch nicht nur für Wochenpost-
Kenner. Annemarie Görne
Heinz Knobloch: Das Lächeln der
Wochenpost. Wie unsereiner Zeitung
machte. Jaron Verlag Berlin 2002, 201
Seiten, ISBN 3-89773-050-2, 15,90 Euro.

Berlin 2002
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Glamour, Glanz und gute Lau-
ne wird gemeinhin mit der Berli-
nale verbunden. Wer will da schon
über Löhne, Tarife und die Alters-
versorgung reden? Die Dienstlei-
stungsgewerkschaft ver.di, die
Verbände der Filmschaffenden
und das spezielle gewerkschaftli-
che Serviceangebot für Filmschaf-
fende connexx.av. wollen es wis-
sen. Unter dem Motto „Berufs-
und Arbeitsbedingungen in der
Filmbranche“organisierten die
drei Organisationen parallel zur
Berlinale das Café Verdinale. 

Im ver.di-Gebäude am Potsda-
mer Platz, dicht am Geschehen,
aber etwas abseits vom Festi-
valrummel, konnten die Berlinale-
Besucher ausspannen, Kaffee
trinken oder sich über die ihr Be-
rufsfeld informieren. Das Café
Verdinale hatte eine rustikale
Ecke mit Sofa und Leuchtern, da-
neben gab es die nüchterne Kaf-
feeecke. In der Mitte des Raumes
aber standen die Stühle für die
täglichen Informationsveranstal-
tungen. Wolfgang Schimmel von
der ver.di-Rechtsabteilung infor-
mierte am Eröffnungstag der Ber-
linale über die Änderungen des
Urheberrechtsgesetzes und die
Folgen für die Filmschaffenden.
Am nächsten Tag sprachen Moni-
ka Schopp und Detlef Rönfeldt

über das Berufsfeld Regieassi-
stenz. Auch über das Berufsfeld
Kameramann und Drehbuchau-
tor wurde gesprochen. Und die
Arbeitsbedingungen in der Film-
und Medienbranche wurden in
mehreren Veranstaltungen ange-
sprochen. Denn dort geht es
längst nicht nur um Glanz und
Glamour. Gewerkschaftliche Um-

fragen über die Arbeits- und Ein-
kommensbedingungen zeigen
alarmierende Ergebnisse. So ga-
ben über die Hälfte aller Befrag-
ten an, dass sie sich durch die Ar-
beitsbedingungen gesundheitlich
stark belastet fühlen und ihr Pri-
vatleben stark beeinträchtigt
wird. Kein Wunder, dass der Al-
tersdurchschnitt in der Branche
bei 36 Jahren liegt. Der darnie-
derliegende Markt mit Preisdum-
ping, Tarifbruch, Missbrauch von
Filmförderungen, Unklarheiten
bei den Verwertungsrechten
heizte die Gemüter an, wird auf
der Internetseite von connexx.av
die Stimmung vieler Beschäftigen

in der Filmbranche beschrieben.
Die viel zitierte Krise des Neuen
Marktes hat Auswirkungen auf
das Bewusstsein der Beschäf-
tigen, so Heinrich Bleicher-Na-
gelsmann, Bereichsleiter Kunst
und Kultur im ver.di-Bundesvor-
stand. Gerade in den Bereichen,
die mit dem Aufblühen der Neu-
en Ökonomie einen enormen

Wachstumsschub erfahren hat-
ten, war der gewerkschaftliche
Organisationsgrad lange Zeit be-
sonders gering. Dort war die Vor-
stellung weit verbreitet, dass man
auf sich alleine gestellt am besten
durchkommen wird. Diese Hal-
tung, so Bleicher-Nagelsmann,
habe in Zeiten der Krise an At-
traktivität verloren. Von einem
Masseneintritt in die Gewerk-
schaft könne zwar noch keine Re-
de sein. Doch mittlerweile habe
sich die Einsicht verbreitet, dass
sich die Arbeitsbedingungen in
der Filmbranche nicht grundsätz-
lich von denen anderer Berufs-
zweige unterscheiden. Die Prä-
senz des Café Verdinale auf der
Berlinale sei ein Zeichen für dieses
Umdenken. 

Noch ist nicht entschieden, ob
es auch bei der nächsten Berlina-
le wieder ein Café Verdinale ge-
ben wird. Bleicher-Nagelsmann
allerdings hält es für notwendig
und wahrscheinlich. 

Peter Nowak 

Für die zu Ende November
2002 bei n-tv gekündigten 70
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
ist mit Hilfe der Einigungsstelle
noch im Dezember ein Sozialplan
ausgehandelt worden. Zwischen
ver.di, DJV und Geschäftsleitung
wird gegenwärtig über einen be-
fristeten freiwilligen Gehaltsver-
zicht für Beschäftigte oberer Ge-
haltsklassen diskutiert. Die Ge-
werkschaften sind bereit, solche
Härtefallregelungen auszuloten,

z.B. in Form eines Personalsiche-
rungsfonds. Das setze allerdings
Kontrollvereinbarungen über ab-
fließende Mittel, die Offenlegung
wirtschaftlicher Daten und die Aus-
arbeitung eines mitbestimmten
Sanierungskonzepts voraus. Der
Geschäftsleitung wurde dazu im
Februar ein bis Jahresende befri-
steter Ergänzungstarifvertrag vor-
geschlagen, der u.a. genau fest-
schreibt, wozu die gewonnen Mit-
tel verwandt werden dürfen.red.
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Nicht nur Glamour und Glanz 
Mit dem Café Verdinale hat ver.di bei der Berlinale 2003 eigene Akzente gesetzt

Härtefallregelung  für n-tv
Beschäftigte zum Gehaltsverzicht bereit

Umdenken hat 

eingesetzt

„Second Tuesday“ 
Medienstammtisch von connexx.av

Ab 11. Februar startet con-
nexx.av mit einem neuen regel-
mäßigen Angebot, dem „Se-
cond Tuesday“. Einmal im Mo-
nat treffen sich Festangestellte
und Freie aus den Branchen Pri-
vat-Radio und -fernsehen, Film
sowie der Internet-Branche, um
sich über die Entwicklung des
Berliner Medienmarkts sowie
über die bestehenden Arbeits-
und Produktionsbedingungen
in den Medien auszutauschen.
Nicht ohne Grund startet der
Stammtisch während der Berli-
nale, denn beim ersten Treffen
sollen die Berliner Filmbranche,
der Atelierbetrieb, die Filmför-
derung, die Auftragsvergabe

durch die großen Sender sowie
die Arbeits- und Produktionsbe-
dingungen allgemein im Zen-
trum des Interesses stehen. Für
die Treffen der nächsten Mona-
te ist geplant, von Zeit zu Zeit
Referentinnen und Referenten
einzuladen. Ob am jeweils zwei-
ten Dienstag im Monat spezielle
Themen zur Diskussion stehen
oder ob einfach nur ein loses
„get-together“ geplant ist, das
erfährt man über die con-
nexx.av-Homepage unter www.
connexx-av.de oder erfragt man
im Berliner connexx.av-Büro te-
lefonisch unter 030-86 31-24
17. Meike Jäger, Projektma-

nagerin connexx.av Berlin 

Zum Berufsbild des Kameramanns versammelte Heinrich Bleicher-
Nagelsmann (links) geballte Fachkompetenz im Café Verdinale.

Foto: transit



Zwei Jahre dauerten die Ermitt-
lungen und das anschließende
Verfahren gegen drei Berliner Po-
lizisten, die im November 2000
auf einen japanischen Deutsch-
land-Korrespondenten einschlu-
gen. Die heute 26 bis 33 Jahre al-
ten Beamten schützten am Alex-
anderplatz einen NPD-Aufmarsch,
der von dem deutlich gekenn-
zeichneten Fernsehberichterstat-
ter, zahlreichen anderen Medien-
vertretern und Gegendemon-
stranten begleitet wurde. Das
Amtsgericht Tiergarten sah die
Vorwürfe wegen Körperverlet-
zung im Amt, Sachbeschädigung

und Verfolgung Unschuldiger als
erwiesen an, und verurteilte die
Polizisten am 12. Dezember 2002
zu Bewährungsstrafen zwischen
6 und 18 Monaten.

Schon häufiger kam es im Lau-
fe von Großdemonstrationen zu
Übergriffen der Berliner Polizei
auf Journalisten. So in den Jahren
1999 und 2000 am Rande der
1.Mai – Veranstaltungen in Berlin
(Sprachrohr berichtete). Diesmal
wurde der Vorfall allerdings von
einem anwesenden Hobbyfilmer
dokumentiert und musste so zu
einer Verurteilung führen. 

Hannes Heine

Verhandlungen zu tariflichen
Übergangsregelungen bei der
Senderfusion zum Rundfunk Ber-
lin-Brandenburg (RBB) sind zwi-
schen ver.di und DJV sowie den
Geschäftsleitungen von SFB und
ORB im Gange. 

Die Gewerkschaften haben am
29. Januar den Entwurf eines
Überleitungstarifvertrages vorge-
legt, der Beschäftigungssicherung
für Feste und Freie zum Ziel hat.
Die Geschäftsleitungen sehen da-
gegen für die meisten Freien kei-
nen Regelungsbedarf. Es werde
keine Programmeinschränkungen
geben, der neue Sender müsse

sich aber von freien Mitarbeitern
trennen können. Die Verhandlun-
gen gehen am 25. Februar wei-
ter. ver.di will keine Aufspaltung
zwischen Festen und Freien zulas-
sen. Beschäftigung müsse im bis-
herigen Umfang gesichert wer-
den. Trotz inhaltlicher Differenzen
herrscht zwischen den Verhand-
lungspartnern bisher Konsens,
dass es tarifliche Übergangs-
regelungen geben soll. 

Die Arbeitgeberseite will zum
Verhandlungstermin Ende März
Vorschläge für Vorruhestandsre-
gelungen für Festangestellte ma-
chen. red.

Es klingt fast unglaublich – dass
britische Arbeiter in Sheffield
schon fast zwei Jahre im Streik
stehen. Dass die Gewerkschafts-
presse darüber nie berichtet hat.
Dass es keine Solidaritätsstreiks
gibt, weil das auch unter der
Blair-Regierung verboten ist. Dass
die eigene Union AEEU die Strei-
kenden in der Vergangenheit
eher behindert hat statt sie zu un-
terstützen.

Ende vergangenen Jahres haben
britische Kollegen darüber in Ber-
lin berichtet. Eddie Grimes, Vorar-
beiter in der Gießerei William Cook
in Sheffield, erklärte, worum es
geht: weder um Lohnerhöhungen
noch um mehr Urlaub oder länge-
re Pausen – die Streikenden weh-
ren sich gegen eine Lohnkürzung
von 80 bis 120 Pfund pro Woche.

Der Streik begann am 12. April
2001, und da der Unternehmer
Verhandlungen verweigerte, da-
gegen mit Aussperrung drohte,
begann ein langer, entbehrungs-
reicher Arbeitskampf. Eddie Gri-
mes: „Was Cook am meisten är-
gert, sind die Streikposten vor sei-
nem Tor.“ Doch ist Fortschritt
kaum in Sicht; die nächste Ver-
handlung vor dem Arbeitsgericht
wurde nun für März anberaumt.

Die Auseinandersetzung hat
dennoch ein positives, wohl so
nicht erwartetes Ergebnis. Die
kritische Sicht auf den Schmuse-
kurs der Gewerkschaftsführung
gewann zunehmend an Schärfe,

und in einer Urwahl ist der ext-
rem konservative Vorsitzende Sir
Ken Jackson abgelöst worden.
AEEU – inzwischen Amicus fusio-
niert – gilt als traditionelle Ge-
werkschaft des Metallsektors und
ist zur Zeit die zweitgrößte im

Lande. Ihr neuer, das linke Lager
vertretende Vorsitzende Dereck
Simpson (er war ebenfalls mit
nach Berlin gekommen) erklärte
seine Linie: Sie heißt Schluß mit
der Anbiederungspolitik gegenü-

ber den Unternehmern und dem
Neoliberalismus von New Labour!
Er steht an der Seite der streiken-
den Cook-Arbeiter und verurteilt
die britische Arbeitsrechtsgesetz-
gebung als die restriktivste in Eu-
ropa. Worauf ihm ironisch pro-
phezeit wurde, „dass er be-
stimmt keine Aussicht hat, Sir zu
werden, aber bald der Chef der
größten britischen Gewerk-
schaft“. Ein Wandel scheint sich
anzukündigen, denn auch in eini-
gen anderen britischen Gewerk-
schaften haben sich linke Heraus-
forderer gegen die Konservativen
durchgesetzt.

Unsere Kontakte zu Kollegen
auf der Insel bestehen minde-

stens seit 1997. Mancher erinnert
sich vielleicht an den Berliner IG
Medien-Bezirkstag 1998, als uns
Steve Davison von TUC eine fun-
dierte Analyse der Situation nach
20 Jahren Sozialabbaus durch die
Thatcher-Regierung vortrug. Eine
Gruppe Berliner mit Constanze
Lindemann traf sich u.a. in Liver-
pool mit Hafenarbeitern, die
ebenfalls zwei Jahre für den Er-
halt tariflich regulierter Arbeits-
plätze gestreikt hatten. 

Beim jüngsten Zusammentref-
fen engagierten sich der Arbeits-
kreis Internationalismus der IG
Metall und unser Fachbereich ge-
meinsam. Unterstützung leistet
wiederholt die Stiftung Menschen-
würde und Arbeitswelt, auch
diesmal bei der Zusammenkunft
mit den britischen Metallern. 

Es wurde Geld gesammelt für
die notleidenden Familien in Shef-
field, die mit wöchentlich 40
Pfund strike pay (knapp 64 Euro)
mehr schlecht als recht zurecht-
kommen müssen, und das seit
langem. Es konnten bereits 900
Euro übergeben werden, und be-
stimmt wird in Sheffield gerade
im Winter jeder Cent gebraucht.
Am 17. März wird der bereits
zweimal unterbrochene Arbeits-
gerichtsprozeß weitergeführt,
um bestehndes Recht und Ar-
beitsplätze zu sichern.

Annemarie Görne
Wer mehr erfahren will: www.labour-
net.de/igm-akint.berlin
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Nächste Verhandlung

im März

Schluss mit Schmusekurs in Sheffield!
Beim Marathon-Streik der britischen Metallarbeiter sind Fortschritte kaum in Sicht

Britische Arbeiter – hier Eisenbahner in Ken Loachs neuem Film
„Der Navigator“ – entwickeln beachtliches Selbstbewusstsein.

Foto: Verleih

Angriff auf Journalisten 
Bewährungsstrafen für prügelnde Polizisten

Feste und Freie sichern
Tarifliche Überleitung für RBB gefordert



anzeige

Zur vorerst letzten Aufführung
der Koloman-Wallisch-Kantate von
Bertolt Brecht durch ein Bremer
Theaterprojekt lud der ver.di-
Fachbereich Medien, Kunst und In-
dustrie am 25. Januar in die Aka-
demie der Künste in Berlin ein.
„Wir verstehen diese Aufführung
als Beitrag unserer Gewerkschaft

zur Auseinandersetzung mit der
Geschichte und als Ermutigung
zur Beibehaltung des aufrechten
Gangs”, erklärte dazu der Lan-
desfachbereichsvorstand Berlin-
Brandenburg. Mit der Auffüh-
rung der Kantate wurde an die
Machtübernahme der NSDAP vor
70 Jahren, am 30. Januar 1933,

erinnert. „Die Auseinanderset-
zung mit der Geschichte passiert
nicht in der Abhaltung von Wei-
hestunden und auch nicht ledig-
lich durch die Vermittlung von
Lehren aus der Geschichte, son-
dern in der unmittelbaren Kon-
frontation mit dieser Vergangen-
heit hier und heute“, erklärte
Constanze Lindemann, ver.di-
Landesfachbereichsvorsitzende.
Sie betonte, dass Errungenschaf-
ten, die auf dem unter großen
Opfern erkämpften Sieg über den
Faschismus fußen, heute „von
vielen Seiten her bedroht sind“
und verwies auf  einen drohenden
Krieg gegen den Irak sowie auf
Auswirkungen bei der Durchset-
zung des Hartz-Konzeptes. Die
Aufführung der „Kantate Kolo-
man Wallisch” stehe deshalb un-
ter dem Motto des Brecht-Satzes
„Der Schoß ist fruchtbar noch, aus
dem das kroch”. 

Kinder und Jugendliche aus Bre-
men, Hamburg und Niedersach-
sen haben sich zusammen mit
der Bremer Gruppe Roter Pfeffer
und einem 12köpfigen Orchester
erstmals daran gemacht, das weit-
gehend unbekannt gebliebene
Exil-Werk Brechts für die Bühne
einzurichten. Die Kantate zeich-
net die letzten Tage aus dem Le-
ben des österreichischen Arbeiter-
sekretärs und sozialdemokratischen
Abgeordneten Koloman Wallisch
nach, der im Februar 1934 be-
waffneten Widerstand gegen den
aufkommenden Faschismus in
seiner Heimatregion organisierte,
verraten und gehängt wurde. Für

die Aufführung wurde Musik aus
Orchester-Suiten von Hanns Eisler
genutzt. Gefördert wurde das Pro-
jekt durch verschiedene Gewerk-
schaftsorganisationen und über
das Aktionsprogramm des Bundes
„Jugend für Toleranz und Demo-
kratie – Gegen Rechtsextremis-
mus, Fremdenfeindlichkeit und
Antisemitismus”. Seit der Urauf-
führung im Dezember 2001 lößte
das Stück auf einer Deutschland-
Tournee kontroverse Debatten aus.
Trotz des großen Engagements
der Beteiligten und erkennbarer
künstlerisch-darstellerischer An-
sätze konnte auch die Abschluss-
Aufführung in der Akademie der
Künste über Schwächen des
Stücks und dramaturgische Un-
zulänglichkeiten nicht hinweg-
täuschen. Ob die Ausgrabung ge-
eignet ist, die wichtige und aktu-
elle Aussage an ein heutiges Pu-
blikum zu bringen, bleibt unent-
schieden. neh
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„Der Schoß ist fruchtbar noch...“
ver.di holte Brecht-Kantate an die Akademie der Künste
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Jugendliches Engagement für ein brisantes Thema. Foto: transit

ver.di auf 
Rosa-Luxemburg-
Konferenz

Traditionell lud die Tageszeitung
junge welt auch Anfang Januar
diesen Jahres zur Rosa-Luxem-
burg-Konferenz, um aktuelle po-
litische Ereignisse aus einer kriti-
schen Perspektive zu diskutieren.
Diesmal stand der drohende
Krieg gegen den Irak und eine
inaktive Linke im Vordergrund.
Nachmittags saßen unter ande-
rem Peter Strotmann für Attac,
Uwe Hiksch als Bundesge-
schäftsführer der PDS und Con-
stanze Lindemann für ver.di Ber-
lin (Fachbereich Medien, Kunst
und Industrie) auf dem Podium.
Eckart Spoo, Herausgeber der
Zeitschrift Ossietzky, kritisierte
den Tarifabschluss im öffentli-
chen Dienst, als „einen Kampf,
der zu Ende ging, bevor er rich-
tig begonnen hatte“, und be-
zog sich positiv auf die Politik
der früheren IG Medien. Er for-
derte von allen Anwesenden ei-
ne klare kompromisslose Anti-
kriegshaltung. Constanze Lin-
demann erklärte, dass „Tarifver-
handlungen Kompromisse ver-
langen, der Kampf gegen den
Krieg aber nicht!“ Für die Ge-
werkschaften sei wichtig, durch
eine eindeutige Haltung verlo-
rene Glaubwürdigkeit zurück
zu gewinnen. Hannes Heine



In der deutschen Erinnerungs-
kultur über die Zeit der Nazi-Dik-
tatur würden bislang „Opfer aus
den Reihen der Gewerkschaftsbe-
wegung“ kaum wahrgenommen.
So begründete Prof. Dr. Günter
Morsch, Direktor der Stiftung
Brandenburgische Gedenkstät-
ten, warum Gewerkschafter in
diesem Jahr von der Gedenkstät-
te und dem Museum Sachsen-
hausen bei Oranienburg als Op-
fergruppe ausgewählt wurden,
der zum Gedenktag für die Opfer
des Nationalsozialismus am 27.
Januar besondere Aufmerksam-
keit gewidmet wurde. Mit „prä-
ventiven Verhaftungen, Kontrolle
und Beobachtung“, so Morsch,
hätten die Nazis seit ihrer Macht-
ergreifung besonders Funktionä-
re der Gewerkschaft verfolgt. Sie
seien von den braunen Machtha-
bern, die einen „Dolchstoss in den
Rücken der Front“ befürchteten,
als Vertrauensleute in der Arbei-
terschaft und in den Betrieben
besonders gefürchtet gewesen.

Gewerkschafter als Opfer der
Naziherrschaft seien bisher ver-
nachlässigt worden, bestätigte
Prof. Dr. Siegfried Mielke vom Ot-
to-Suhr-Institut der Freien Univer-

sität Berlin. Gemeinsam mit Stu-
denten arbeitet er seit mehreren
Jahren an einem Biografieprojekt,
in dem das Schicksal inhaftierter
Gewerkschafter in den Konzen-
trationslagern Oranienburg und
Sachsenhausen erforscht wird.
Der erste Teil eines dreibändigen
biografischen Handbuches ist be-

reits erschienen. Nach Projektab-
schluss, voraussichtlich im Som-
mer nächsten Jahres, werden 300
Biografien publiziert sein. Es gelte
die bisher auch im DGB vorherr-
schende Meinung zu revidieren,
dass „nicht viele“ Gewerkschaf-
ter nach 1933 „den Mut be-
saßen, zu widerstehen“, wie es
der ehemalige DGB-Vorsitzende
Dieter Schulte noch 1995 aus-
drückte. Vielmehr sei eine be-
trächtliche Zahl vor 1933 auch
parteipolitisch aktiver Gewerk-
schaftsfunktionäre bereits im Fe-
bruar/März 1933 per Schutzhaft-
befehl und ohne Prozess in die neu
errichteten KZs gebracht worden.

Bei weiteren Verhaftungswellen –
nach der Zerschlagung der freien
Gewerkschaften im Mai 1933,
vor Kriegsbeginn 1939 sowie in
der sogenannten „Aktion Gitter“
um den 20. Juli 1944 – kamen je-
weils große Gruppen von Ge-
werkschaftern in die Lager nach
Oranienburg und Sachsenhausen.
Das betraf, so Mielke, führende
Funktionäre des Deutschen Me-
tallarbeiterbundes, darunter vier
Vorstandsmitglieder, den Vorsit-
zenden des Deutschen Bauge-
werksbundes, führende Köpfe des
Deutschen Buchdruckerverban-
des und der Eisenbahnergewerk-
schaft. Später wurde die Illegale
Reichsleitung der freien Gewerk-
schaften verhaftet und in Kon-
zentrationslager verschleppt. Kei-
nesfalls, so der Historiker, seien
Spitzengewerkschafter wegen ih-
rer Bekanntheit oder mit Rück-
sicht auf das Ausland verschont
worden. Mehr als ein Drittel der
gewerkschaftlichen Häftlinge in
beiden Lagern kam aus der kom-
munistischen Revolutionären Ge-
werkschaftsopposition (RGO), in
der das NS-Regime offenbar seine
schärfsten Gegner vermutete, weil
sie zu Demonstrationen, Streiks
und Massenaktionen aufrief. Ähn-
liches galt für die Anarcho-Syndi-
kalisten. Aber auch Gewerkschaf-
ter, die noch 1933 Anhänger der
„Politik der Anpassung“ gewe-
sen waren und sich davon Über-
lebenschancen für die Organisa-
tionen versprachen, hätten später
aus dem In- oder Ausland Wider-
stand gegen das Nazi-Regime ge-
leistet. Alle, die dafür inhaftiert
und ermordet wurden, hätten
verdient, dass man sie „nicht in
Vergessenheit geraten lasse“, so
der Redner. Exemplarisch für die
Opfer wurde Lothar Erdmann
(1888 – 1939) gewürdigt. Der
frühere Chefredakteur der Zeit-
schrift „Die Arbeit“, wissen-
schaftliche Gewerkschaftszeitung
des ADGB, starb bereits zwölf Ta-
ge nach seiner Einlieferung ins KZ
Sachsenhausen an den Folgen
von Misshandlungen. neh
Siegfried Mielke (Hg.): Gewerkschafter
in den Konzentrationslagern Oranien-
burg und Sachsenhausen. Biografisches
Handbuch. Band 1, Edition Hentrich, Ber-
lin 2002, ISBN 3-89468-268-x, 16,80 €.
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berichte

Häftlingsgruppe der Gewerkschafter 
im KZ Sachsenhausen geehrt
Verhaftungswellen sollten potenziellen Widerstand gegen Nazis brechen

Schicksal der Gewerkschafter
im KZ wird erforscht.

Foto: transit/v.Polentz

Projekt setzt 

neue Wertungen

Proteste gegen die Hartz-Pläne
Am 11. Januar haben sich Gewerkschafter sowie
Vertreter von Erwerbslosen- und Sozialhilfegrup-
pen in Frankfurt/Main zu einem deutschlandwei-
ten Bündnis gegen die Hartz-Pläne zusammenge-
schlossen. Federführend dabei war das Berliner
Anti-Hartz-Bündnis, das schon im vergangenen
Dezember mit mehreren gut besuchten Veranstal-
tungen und einer witterungsbedingt mäßig be-
suchten Demonstration an die Öffentlichkeit ge-
treten ist. Im Berliner Bündnis waren von Anfang
an Gewerkschafter aktiv vertreten.  
Die Kritik an dem Hartz-Konzept richtet sich
hauptsächlich gegen die dort vorgesehene Aus-
weitung der Leiharbeit und des Niedriglohnsek-
tors. „Diese Vorschläge beruhen auf der falschen
Diagnose, dass die Massenarbeitslosigkeit eine
lohnkostenbedingte Krise ist. Entsprechend dieser
falschen Diagnose wird eineTherapie vorgeschla-
gen, die sich in ihren Kernpunkten gegen Beschäf-
tigte und Arbeitslose wendet“, heißt es in einem
gewerkschaftlichen Kritikpapier. Pointierter drück-
te es der ehemalige IG-Medien-Vorsitzende Detlef
Hensche auf einer Veranstaltung Anfang Dezem-

ber in Berlin aus. „Im Mittelalter behaupteten die
Alchimisten, sie könnten aus Lehm Gold machen.
Und alle glaubten ihnen. Die modernen Alchimis-
ten sind die Wirtschaftsexperten, die behaupten,
durch immer mehr Lohnsenkungen könne die Ar-
beitslosigkeit bekämpft werden. Auch heute glau-
ben ihnen viele“. Auch innerhalb der Gewerk-
schaften ist diese Debatte in vollem Gange.  
In den nächsten Wochen und Monaten sind meh-
rere Aktionstage gegen die Hartz-Pläne geplant.
So soll am 8. März, dem Internationalen Frauen-
tag, die besondere Betroffenheit erwerbstätiger
Frauen durch die Hartz-Pläne thematisiert werden.
Am 1. April wird mit dezentralen Aktionen bun-
desweit gegen die Einführung der Personal-Servi-
ce-Agenturen (PSA) protestiert werden. Eine bun-
desweite Protestaktion ist für den1. Juli in Berlin
geplant. An diesem Tag soll nach der bisherigen
Planung im Berliner Reichstag über die anvisierte
Zusammenlegung von Sozialhilfe- und Arbeits-
losengeld debattiert werden. Peter Nowak

Kontakt zum Berliner Anti-Hartz-Bündnis: 
www.anti-hartz.de 



Passender hätte der Zeitpunkt
nicht gewählt sein können: Mit-
ten in der aktuellen Diskussion
um einen drohenden Irak-Krieg
treten 22 ost- und 11 westdeut-
sche Karikaturisten in der Medien
Galerie an die Öffentlichkeit.
„Aufhör’n! Karikaturen gegen den
Krieg“ – diese pointierten Anti-
Kriegswerke der kleinen Form
werden noch bis zum 14. März zu
besichtigen sein. „Dass wir jetzt
derartig auf der Höhe der Zeit sind,
konnten wir uns bei der Planung
der Ausstellung im Oktober ver-
gangenen Jahres kaum vorstellen“,
sagte ver.di Landesfachbereichs-
vorsitzende Constanze Lindemann
zur Eröffnung. Sie dankte den
Zeichnern, die ihre Werke unent-
geltlich zur Verfügung stellten,
und Gerta Stecher, Uwe Tramnitz
und Anna Schendel vom Galerie-
rat für die ehrenamtliche Mühsal
der Organisation. Schon seit Jah-
ren habe sich die Galerie auch
„friedensstiftender Mission“ ver-
schrieben. Diktatoren und Kriegs-

gelüste der Lächerlichkeit preiszu-
geben, sei befreiend. „Und beim
Lachen festzustellen, dass Freun-
de und Verbündete an der Seite
stehen, ist ein wunderbares Ge-
fühl.“ Von den
„unschlagbaren
Wirkungen“,
die Karikaturi-
sten erzielen,
können sich Be-
sucher beim
Rundgang
überzeugen.
Reiner Schwal-
me etwa hat mit
feinem Strich ei-
ne häusliche
Fernsehszene
gezeichnet, in
der eine Frau
von der Couch
aus ihren Bier
holenden Ehe-
mann ruft: „Schnell, Dieter, der
Krieg geht weiter!“ Manfred Bo-
finger stellt den „Jäger 90“ in
umweltfreundlicher Version vor:
als Jagdfreund mit Blumenstrauß.
Ottfried Zielke – unverwechselbar
in Strich und Farbigkeit – brachte
zwei schmerbäuchige Geschäfts-
leute aufs Papier, von denen ei-
ner sich mit einer weißen Weste
brüstet und der andere mit einer

kugelsicheren. Ob Collage von
Andreas Prüstel (Außenminister
Fischer mit Pickelhaube) oder Pe-
ter Muzenieks altmeisterliche
Nachempfindung von Goyas

„Der Schlaf
der Vernunft
gebiert Un-
geheuer“ (ne-
benstehende
Illustration),
ob satirisch
oder philo-
sophisch, die
Handschrif-
ten sind viel-
fältig. Doch
sie können
„mit ihren
sparsamen
Mitteln
kenntlich
machen, was
Krieg verur-

sacht, was Krieg anrichtet“, wie
es Karikaturist Harald Kretz-
schmar formulierte. Dabei sei
man glücklicherweise frei von der
Verpflichtung zu Political Correc-
tness. „Aufhör’n – was heißt das
anderes als nicht anfangen“, be-
zog er sich auf das Motto der
Ausstellung.„Wir gehen gegen
das Geschrei Kriegslüsterner
,kriegs-lustig‘ an. Insofern ist Ka-

rikatur als Waffe schon zum La-
chen.“

Wer das immer mal wieder
möchte, kauft sich das Buch
„Aufhör’n! Karikaturen gegen
den Krieg“, erschienen im GNN
Verlag Schkeuditz 2002, ISBN Nr.
3-89819-122-2, auch im Buch-
handel zu bestellen, für 19,50 €.
Als Dankeschön für den Erwerb
wurden Besucher der Ausstellung
von den anwesenden Karikaturi-
sten porträtiert. Zu denen, die ihr
Konterfei schwarz auf weiß nach
Hause trugen, gehörte Horst
Schischkoff aus Potsdam. Er fand
es wirkungsvoll, hier „in kleiner
Öffentlichkeit Zeichen zu set-
zen“. In großer Öffentlichkeit sei
das schwer.

Bettina Erdmann 

Ausstellung „Aufhör’n! Karikaturen
gegen den Krieg“ noch bis 14. März
2003 in der Medien Galerie, Haus der
Buchdrucker, Dudenstraße 10, 10965
Berlin (Nähe Platz der Luftbrücke). Mo
bis Do 12-19 Uhr, Eintritt frei. Anmel-
dung außerhalb dieser Zeiten, vor al-
lem für Schulklassen, vorab unter Tel.
030/68 30 20 90.

Um Rentnern und dauerhaft Er-
werbsgeminderten mit geringem
Einkommen den Lebensunterhalt
zu sichern, wurde bereits im Juni
2001 mit Artikel 12 des Altersver-
mögensgesetzes die bedarfsori-
entierte Grundsicherung gere-
gelt. Sie ist ab 1. Januar 2003 in
Kraft getreten. Die Grundsiche-
rung löst – bei einem vereinfach-
ten Verfahren – die Sozialhilfe für
Rentner ab. Haben doch viele
Rentner den „peinlichen“ Weg
zum Sozialamt gescheut, auch
aus Furcht, dass die Angehörigen
in die Pflicht genommen und die
ihnen gewährten Leistungen von
diesen zurückgefordert werden.

Mit der bedarfsorientierten
Grundsicherung wird hier Abhilfe

geschaffen und kann verdeckter
Armut entgegengewirkt werden.

Die Leistungsberechtigten müs-
sen nicht zum Sozialamt gehen,
um die Grundsicherung zu bean-
tragen. Dafür wurden Grundsi-
cherungsämter bei den Stadt-
bzw. Gemeindeverwaltungen (in
Berlin bei den Bezirksämtern) ge-
schaffen, wo die Anträge gestellt
werden können. Auch wenn es
sich bei der Grundsicherung um
keine Rente handelt, sondern die-
se aus Steuereinnahmen finan-
ziert wird, nehmen auch die Ren-
tenversicherungsträger die Anträ-
ge entgegen.

Die Einkommens- und Vermö-
gensverhältnisse von Kindern bzw.
Eltern müssen nicht von vornher-

ein offen gelegt werden. Nur bei
hinreichenden Anhaltspunkten für
ein Einkommen dieser Personen
von über 100 000 Euro im Jahr
müssen entsprechende Auskünfte
gegeben werden. Deshalb wer-
den beim überwiegenden Teil al-
ler Antragsteller Familienangehö-
rige weder mit Auskunftsbegeh-
ren noch Rückgriffsrechten des
Amtes konfrontiert werden. 

Anspruch auf diese Leistung
besteht nur bei Bedürftigkeit, die
anhand des eigenen Einkommens
aus Rente, Unterhalt, Miet- und
Pachteinnahmen und ähnlichem,
aber auch des Ehegatten oder
Partners in einer eheähnlichen
Gemeinschaft ermittelt wird. 

Die bedarfsorientierte Grundsi-

cherung liegt um ca. 15 % über
dem bisherigen Sozialhilfesatz und
vereinfacht zu beantragende Lei-
stungen, indem sie diese pau-
schal gewährt, wie Leistungen für
Bekleidung. Die Grundsicherung
wird nur auf Antrag und nicht
rückwirkend gewährt. Deshalb
sollte jeder, der das 65. Lebens-
jahr vollendet bzw. dauerhaft er-
werbsgemindert ist und ein gerin-
ges Einkommen hat, einen An-
trag auf Grundsicherung stellen.
Insbesondere für alle, deren mo-
natliche Rente unter 844 Euro
liegt, lohnt es sich, Ansprüche
vorsorglich prüfen zu lassen.

Die Anträge sind bei den Stadt-
bzw. Gemeindeverwaltungen/ Be-
zirksämtern sowie den Rentenver-
sicherungsträgern zu erhalten.

A. J.

Weitere Informationen unter: www.
gesichertes-Leben.de/faQ/Grundsiche-
rung
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Bedarfssorientierte Grundsicherung
Neuregelung soll verdeckter Armut vorbeugen

Horst Schischkoff aus Pots-
dam fand sich gut getroffen.

Harald Kretzschmar porträ-
tiert Constanze Lindemann.

Aufhör’n!
Karikaturen gegen den Krieg 

in der Medien Galerie

Fotos: transit/v.Polentz



Wer will, kann künftig

überall fernsehen

In Berlin-Brandenburg werden die ersten analogen Antennen-

frequenzen auf digital umgestellt –– weltweit erstmalig

und Sat.1 in digitaler Ton- und
Bildqualität empfangen. Ab 1.
März werden es rund 20 Pro-
gramme über Antenne sein –
statt bisher zehn, zumeist auch
noch mit rauschendem Ton und
wackelnden Bildern. 

Zu den Vorteilen von DVB-T ge-
hört außer der besseren Qualität
auch die Angebotsvielfalt. Ähnlich
wie bei Kabel und Satellit werden
TV-Signale in Datenpakete zerlegt,
komprimiert und dann ausge-
strahlt. So passen in einen Kanal,

der bislang mit einem Sender be-
legt war, bei DVB-T bis zu vier TV-
Programme. Dazu kommt noch
der mobile Empfang, etwa in Bus,
Bahn, auf dem Schiff, im Garten
oder am Badesee, weshalb Wer-
bestrategen das sperrige Kürzel
mit dem Zusatz „Das ÜberallFern-
sehen“ aufgeladen haben. 

Den etwa 150 000 betroffenen
Haushalten in Berlin-Brandenburg,
die ausschließlich über Antenne
fernsehen, soll „beim terrestristi-
schen Empfang mehr Programm-
vielfalt und Wahlfreiheit“ geboten
werden, begründet Dr. Hans Hege,
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Umsteigen statt Aussteigen“
verspricht neue Fensterwer-

bung in U- und S-Bahnen der
Hauptstadt und verkündet eupho-
risch: „Digital statt Endstation“.
Die Aufkleber für DVB-T: Das
ÜberallFernsehen kündet vom
Countdown, denn am 28. Februar
will die Hauptstadtregion welt-
weite Vorreiterin sein. Erstmals

sollen in großem Umfang analoge
Antennenfrequenzen abgeschal-
tet und darauf digitale Fernseh-
signale verbreitet werden.

Das so genannte Digital Video
Broadcasting-Terrestrial (DVB-T)
wird seit 1. November 2002 schritt-
weise in Berlin-Brandenburg in den
Regelbetrieb überführt: Seither
können über 4,5 Millionen Haus-
halte Das Erste der ARD, ZDF,
ORB, SFB1, RTL, RTL II, Pro Sieben
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DVB-T: Das digitale Fernsehen über
Antenne bildet zusammen mit den
Normen für Kabel- und Satellitenü-
bertragung DVB-C und DVB-S eine
Familie internationaler Standards
für das Zukunftsfernsehen. Dabei
werden die Bild- und Ton-Signale
nach einer bestimmten Norm co-
diert und als Datenpakete übertra-
gen. Geräte funktionieren deshalb
weltweit.
Qual der Wahl: Mit DVB-T: DasÜ-
berallFernsehen haben Zuschauer
die Qual der Wahl – zwischen An-

tenne, Kabel und Satellit. Einfacher
wird die Entscheidung, wenn man
weiß, was die Übertragungswege lei-
sten und welche Kosten mit den ein-
zelnen Übertragungswegen verbun-
den sind. Mit Kabelanschluss kann
man heute schon fast 40 Programme
sehen – sowohl analog wie auch digi-
tal. Dafür ist monatlich ein Entgelt an
die jeweilige Kabelgesellschaft zu ent-
richten. Via Satellit können weitaus
mehr Programme als im Kabel emp-
fangen werden. In der Regel braucht
man in Mietwohnungen aber eine Ge-

nehmigung des Vermieters, um eine
Empfangsschüssel außen anbringen
zu können. Mit DVB-T: DasÜberall-
Fernsehen sieht man mehr als 20 Pro-
gramme – mit einer Zimmerantenne
und ohne laufende Zusatzkosten. 
Geräte: Ohne DVB-T-Zusatzgerät, das
die digitalen Datenpakete für das ana-
loge TV-Gerät übersetzt, bleibt der Bild-
schirm schwarz. Dieser so genannte
DVB-T-Decoder bzw. die Set-Top-Box
wird zwischen die Antenne und das
Fernsehgerät angeschlossen. Eine wei-
tere Möglichkeit des DVB-T-Empfangs

ist die Integration des Decoders in das
Fernsehgerät. Eine spezielle Variante
der Nutzung von DVB-T: DasÜberall-
Fernsehen sind so genannte USB-Bo-
xen bzw. Steckkarten, mit denen man
auch am Computerbildschirm fernse-
hen kann.  Künftig soll DVB-T: DasÜber-
allFernsehen auch mittels Zusatzbau-
teilen an Laptops, Notebooks und an
Westentaschen-PCs (Organizer, PDA)
empfangbar sein. Sogar Handys mit
DVB-T-Empfang sind in Planung. Für
Fahrzeuge werden spezielle DVB-T-
Einbausätze entwickelt. Selbst der kom-
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ktor der Medienanstalt Berlin-
denburg (mabb) die harte
tellung. Sozial bedürftige Haus-
e würden ja Unterstützung
den Sozialämtern erhalten. Ge-
sam mit der mabb werden
unter bestimmten Bedingun-
und auf Antrag kostenlos

oder zur Verfügung gestellt.
teller und Handel bieten
 Miet- und Leasinggeräte für
Euro im Monat an.

r ihr einmaliges DVB-T-Pro-
hat die mabb es geschafft,

ohl Öffentlich-rechtliche wie
 private Sender mit ins Boot
olen. Unterstützung kommt
 von den Netzbetreibern SFB
T-System/Mediabroadcast (Te-
m). Das erklärte Ziel ist es, die

dominierende Antenne als
Übertragungsweg zu erhalten.
ntlich, vor dem Tod zu be-

wahren, denn bundes-
weit schauen nur noch
sieben Prozent aus-
schließlich auf diesem
Wege fern. Mit über
55 Prozent liegt Kabel
deutlich vor Satellit
(36 Prozent). „Wenn

wir nichts unternommen
en“, sagt mabb-Direktor Hege,
re dieser TV-Übertragungs-
mangels Akzeptanz bald völ-

bgeschaltet worden“. 
ber auch die Sender wollen
de in Zeiten bröckelnder Wer-
nnahmen ihre Übertragungs-
en minimieren und sich wo-
lich neue, junge Mobilkund-
ft erschließen. Der mabb geht
ßer dem Erhalt der Alternative
nne aber noch um mehr. He-
nd sein Medienrat ringen da-
in dem nicht vollständig aus-

auten analogen Kabel immer
e Sender unterzubringen zu
sen. Auch die Zahl der Anten-
requenzen – obwohl in Berlin
alliierten Zeiten noch relativ
– ist begrenzt. Gestattet der

Vermieter Satellitenschüsseln nicht,
können viele Ballungsraumbewoh-
ner nicht mal die Programme se-
hen, für die sie Gebühren zahlen. 

Doch die digitale Antennenviel-
falt gibt es nicht umsonst. Zum
einen müssen – wie Ende Februar
– analoge Programme komplett
abgeschaltet werden, damit auf
den leistungsstarken Frequenzen
digital ausgestrahlt werden kann.
Zum zweiten: Wer sich keinen
DVB-T-Decoder zulegt, dessen
Bildschirm bleibt schwarz. Die
einmaligen Anschaffungskosten
liegen zwischen 170 und 400 Eu-
ro – zusätzliche laufende Kosten
wie die Monatsgebühr beim Ka-
bel fallen nicht an. Außer die et-
wa 150 000 Haushalte in Berlin-
Brandenburg trifft es auch etwa
90 000 Zweitgeräte zu Hause, in
Garten- oder Wochenendhäusern.

Trotzdem scheint DVB-T attrak-
tiv zu sein, wie der Abverkauf von
30.000 Decodern im letzten hal-
ben Jahr zeigen. Bei Online-Um-
fragen und der Hotline im Call-
Center (018 02/32 39 99 – Mon-
tag bis Freitag von 10-22 Uhr für
6 Cent pro Anruf) häufen sich Lob
– und Umstiegsbekundungen frus-
trierter Kabelkunden. Kein Wun-
der, dass die Übertragungswege-
Konkurrenz, die gerade ihre Prei-
se auf fast 15 Euro im Monat er-
höht hat, ihre Felle wegschwim-
men sieht. Der Kabelverband AN-
GA will bei der EU in Brüssel eine
Subventionsklage einreichen –
anstatt durch digitale Aufrüstung
seine Netze attraktiver zu ma-
chen. Vivian Werner

Welche Programme
sind bei DVB-T: DasÜberallFernsehen
bei der Analog-Digital-Umschaltung
am 28. Februar zu sehen?

Ernst Benda: In Berlin und Bran-
denburg werden ab 28. Februar na-
türlich die öffentlich-rechtlichen Pro-
gramme von ARD, ZDF, SFB und ORB
aber auch vom Mitteldeutschen
Rundfunk und Norddeut-
schen Rundfunk digital zu
sehen sein. Dazu kommen
die Gemeinschaftsprogram-
me von ARD und ZDF, also
der Kinderkanal und Phoe-
nix sowie der deutsch-fran-
zösische Kulturkanal arte.
Auch die bundesweiten pri-
vaten Programme werden
alle dabei sein. Damit kön-
nen dann nicht nur wie bis-
her RTL, RTL II, ProSieben,
Sat.1 und Vox empfangen werden,
sondern zusätzlich SuperRTL, Kabel 1
und N24. Mit dem Westdeutschen
Rundfunk, Fernsehen aus Berlin (FAB)
und der BBC laufen noch Gespräche.

Es fehlen aber einige interessante
Sender – von n-tv über Eurosport bis
zu MTV oder Viva. Nach welchen Kri-
terien entscheidet der Medienrat bei
der Auswahl der Programme?

E.B.: Bei DVB-T gelten die selben
Regeln wie auch sonst bei der Lizenz-
vergabe. Nur mit einem wichtigen
Unterschied: Anders als beim analo-
gen Fernsehen haben wir in der digi-
talen Welt noch keinen Engpass. Die
Regulierungsbehörde hat uns mehr
Übertragungskapazitäten zugewiesen
als wir augenblicklich nutzen könnten.

Welche Rolle spielen die Wünsche
der analogen Antennenseher, die
sich nun umstellen müssen? Und wie
hat der Medienrat deren Interessen
erkundet?

E.B.: Ein ganz wichtiges Kriterium
bei der Auswahl von Programmen
für eine Lizenzierung ist der Beitrag

der Programme zur
Meinungsvielfalt. Uns
schreiben natürlich
auch viele Leute, dass
sie dieses oder jenes
Programm gerne sehen
würden. So etwas las-
sen wir nicht unbeach-
tet. Ich bin davon über-
zeugt, dass wir mit den
jetzt ab März vorgese-
henen Programmen
dem Anspruch an die

Vielfalt genauso genügen, wie wir
den Ansprüchen der Verbraucher
entsprechen können.

Gibt es auch nach dem Umschaltda-
tum 28. Februar für Veranstalter von
TV-Programmen und Diensten noch
die Möglichkeit, sich um eine Ver-
breitung zu bewerben?

E.B.: Es gibt noch Kapazitäten, die
für die Ausstrahlung von Fernsehpro-
grammen, aber auch für Dienste ge-
nutzt werden können. Ich will da
aber keine übertriebenen Erwartun-
gen wecken: Die DVB-T-Ausstrah-
lung kostet Geld – und das müssen
die Anbieter, die ja bisher auf eine
terrestrische Ausstrahlung nicht ge-
setzt hatten, zuerst einmal auch auf-
bringen wollen. 
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erden Sie geholfen…

Es gibt noch 
Kapazitäten
Interview mit Prof. Ernst Benda, Vorsitzender des Medien-rates Berlin-Brandenburg, über die Programmbelegung 

Ernst Benda

Foto: transit/v.Polentz

rte Empfang von analogem und
alem Fernsehen sowie UKW- und
alRadio in Autos soll bald tech-
umgesetzt werden. Bei der Aus-
zwischen günstigstem Einstiegs-
und leistungsfähigem „Alleskön-
sollte man auf bestimmte Lei-

gsmerkmale achten, wie die An-
ssmöglichkeit für Videorecorder
Audiogeräte, die Programmie-
smöglichkeiten und die Darstel-
von Zusatzinformationen. 
nnen: Wo man bislang über An-
e Fernsehen schaut, kann man

dies auch in Zukunft, denn die vorhandenen
Dach- oder Zimmerantennen sind für digi-
talen TV-Empfang geeignet, ebenso der Fern-
seher. An einen DVB-T-Decoder kann man nur
jeweils ein analoges Fernsehgerät anschlie-
ßen. Für Gemeinschafts- Hausantennen wird
es bald eine technische Lösung für die zen-
trale Signalumwandlung geben. Genau so wie
bei Satelliten- und digitalem Kabelempfang
kann man auch bei DVB-T: DasÜberallFernse-
hen prinzipiell nicht gleichzeitig ein Programm
sehen und ein anderes mit einem Videore-
corder aufnehmen. Etliche Hersteller wollen
aber demnächst DVB-T-Geräte produzieren,

mit denen das möglich ist. Auch sollen so
genannte Kombi-Decoder angeboten wer-
den, die für digitales Antennenfernsehen
wie auch Kabel- bzw. Satellitenempfang ge-
eignet sind. Einige Hersteller und der Han-
del bieten auch spezielle Digital-Antennen
als kleinen Stab bzw. flache Schachtel. Sie
reichen im Ballungsraum Berlin/Potsdam
für den digitalen Fernsehempfang völlig aus. 
Hilfe: Außer der Hotline (s. Text) kann
man sich auch auf der offiziellen Homepage
www.ueberallfernsehen.de informieren.
Bei www.digitalfernsehen.de gibt’s dazu
auch Foren und bei www.tv-plattform. de

Details zur Technik. Die Programmbele-
gung steht unter www.garv.de, aktuel-
le Entwicklungen bei www.mabb. de.
Programminformationen findet man bei
den beteiligten Sendern in ihren Video-
texten und jeweiligen Internetauftrit-
ten. Bei Geräteproblemen helfen der
Handel bzw. die jeweiligen Hersteller
weiter. Unabhängige Beratung zu DVB-T
bieten auch die Verbraucherzentrale
Brandenburg (Telefon: 03 31 / 29 87 10),
die Verbraucherzentrale Berlin (030 / 21
48 50) und der Berliner Mieterverein
(030 / 22 62 60).
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In der aktuellen bundesweiten
Tarifrunde für Redakteure an Ta-
geszeitungen ist ein regionales
Novum zu vermelden: Nachdem
der Zeitungsverlegerverband Ber-
lin-Brandenburg dem Bundesver-
band der Deutschen Zeitungsver-
leger (BDZV) das Verhandlungs-
mandat entzogen hatte, müssen
völlig losgelöste Gehaltstarifver-
handlungen für die „Märkische
Allgemeine Zeitung“ in Potsdam
geführt werden. 

Die Arbeitgeberseite bezieht in
diesen Verhandlungen bisher den
Standpunkt, dass mit der 100pro-
zentigen Gehaltsangleichung für
ihre Redakteurinnen und Redak-

teure an das Westniveau ab 1995
ein politischer Tribut gezollt wor-
den sei, den sich die „Märkische
Allgemeine“ in der gegenwärti-
gen wirtschaftlichen Situation
weder weiter leisten könne noch
wolle. Ziel der Verhandlungen
seien deshalb massive Kompen-
sationen und Abstriche bei den
Bezügen der Beschäftigten. 

Die Tarifrunde für die rund
140köpfige Redaktion des Pots-
damer Verlagshauses wird am
19. Februar in die entscheidende
Phase gehen. Am 12. Februar or-
ganisierte ver.di eine Redaktions-
versammlung, die Vorgaben für die
Verhandlungen diskutierte. red

„Nichts ist mehr, wie es war“,
konstatierten die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer der Landesfach-
gruppenkonferenz im Herbst vo-
rigen Jahres, in der – erstmals ge-
meinsam von den Mitgliedern der
ehemaligen DAG und der IG Me-
dien der neue Vorstand gewählt
wurde. Seitdem hat die obige
Feststellung schon wieder aktuel-
lere Bedeutung. Immerhin wuchs
die Mitgliederzahl der Fachgrup-
pe 7 inzwischen auf 4500. Mehr
als die Hälfte davon sind Freie.
Diesen widmet der Vorstand der
dju gegenwärtig besondere Auf-
merksamkeit.

Bundesweit entließen die Ver-
lage zehn Prozent ihrer Redak-
teure, Fotografen – Festanstellte,
Pauschalisten, feste Freie usw.
Honorare wurden gekürzt, der

Seitenumfang verringert. „FAZ“
und „Süddeutsche“ strichen ihre
Berlin-Seiten. Das Sprachrohr be-
richtete ausführlich darüber, wie
Managementfehler mit dem Ge-
zeter über geringere Anzeigener-
löse übertüncht wurden. Oder
über enttäuschende Ergebnisse

von Online-Aktivitäten, die Millio-
nen verschlungen hatten.

Im Berliner Verlag gab es bisher
135 Kündigungen. Die „Märki-
sche Oderzeitung“, die aus dem
Arbeitgeberverband austrat, ver-
dünnt vor allem Geschäftsstellen
und Lokalredaktionen. Auch Ent-
lassungen, die sich aus der Fusion
von „Die Welt“ und „Berliner
Morgenpost“ ergaben, sind be-
kannt.

Wie ver.di sich in diese Prozes-
se einmischte? Mit der Teilnahme
am Kampf der Freien des Berliner

Verlages gegen neue „Allgemei-
ne Geschäftsbedingungen“, nach
denen alle Nutzungsrechte der
Freienbeiträge an den Verlag
übergehen sollten. Mehr als 40
Freie unterschrieben das nicht!
ver.di begleitete den Prozess der
freien Tagesspiegel-Fotografen,
wie Proteste vor dem Hotel Con-
tinental, wo Verleger gegen das
neue Urheberrechtsgesetz Sturm
liefen. Ein Erfolg war auch die
Unterstützung der Betriebsrats-
wahlen bei Springer. Dem nun
einheitlichen Gremium für den
Redaktionsstandort gehören 21
ver.di-Mitglieder an. Stärker noch
als bisher will sich die dju in ta-
rifpolitische Diskussionen ein-
bringen.

Um den immer zahlreicher wer-
denden Freien Kenntnisse über die
Rahmenbedingungen ihrer frei-
beruflichen Existenz im Medien-
bereich zu vermitteln, ihnen mit
Rat und Tat zur Seite zu stehen,
gibt es über bundesweite und re-
gionale Diskussionsrunden hin-
aus Seminare. Die nächsten sind
schon geplant (siehe Seite 14).

Informationen, Ratschläge und

Erfahrungen vermittelt zudem die
neue Mailing-Liste, über die Fach-
gruppenvorsitzender Matthias
Gottwald im letzen „Sprachrohr“
ausführlich informierte. Näheres
ist auch über Landesfachbereichs-
leiter Andreas.Koehn@verdi.de zu
erfahren. Er betreut die dju. 

Eine weitere Möglichkeit, sich
im Kreise freier Journalisten, Fo-
tografen und mit Redakteuren
auszusprechen, bietet der
Stammtisch der dju, der nunmehr
im Café Stresemann tagt. Treff ist
jeden vierten Montag im Monat
ab 19.30 Uhr.

Eva Brillke

Wie frei ist ein Freier? Oder: ...ich bin so frei 
Fachgruppe 7

Deutsche Journalistinnen-

und Journalisten-Union (dju)

Vorgestellt

Potsdam verhandelt allein
Tarifrunde für Redakteure vor der Entscheidung

Mehr als die Hälfte sind Freie… Foto: transit/C.v.Polentz

Fachgruppe 

Journalismus

dju-Stammtisch für „Freie“
Immer mehr freiberufliche Jour-
nalistinnen und Journalisten sind den
Versuchen der Zeitungsverlage ausge-
setzt, ihre Vertragsbedingungen wei-
ter zu verschlechtern. Zum Thema
Pauschalverträge, Vertragsbestand-
teile und Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen (AGB) veranstaltet die Deut-
sche Journalistinnen- und Journali-
sten-Union (dju) Berlin-Brandenburg
daher einen Journalistenstammtisch
am Montag, 28. April, 19.30 Uhr im

„Café Stresemann“. Andreas Köhn, ver.di-Fachbereichsleiter Medi-
en, informiert Euch und stellt sich Euren Fragen. Das „Café Strese-
mann“ findet ihr in der Stresemannstraße 90/ Ecke Anhalter Straße,
in 10963 Berlin, Tel. 2611760. Es liegt genau gegenüber vom An-
halter Bahnhof und ist mit dem ÖPNV S 1, 2 und 25 (Anhalter Bahn-
hof), den Bussen 248, 341 und N 29 zu erreichen, fußläufig vom
Potsdamer Platz 5 Minuten. Matthias Gottwald

Streichorgie 

der Verlage

Gemeinsam den 

Bedingungen trotzen



Interview mit Madeleine Lierck-
Wien, als freie Schauspielerin
seit Sommer 2002 Vorstands-
mitglied der Fachgruppe 10
bei ver.di Berlin-Brandenburg.

Wo liegen Ihre beruflichen
Schwerpunkte?
Meine Ausbildung habe ich an
der Filmhochschule in Babelsberg
gemacht, spezialisiert habe ich
mich nicht. Ich drehe Filme, spie-
le Theater und mache Kabarett.
Vor Weihnachten war ich in Dres-
den bei dem Stück „Die Weih-
nachtsgans Auguste“ dabei, das ist
richtig schöne Schauspielerarbeit.
Im Januar ging es dann mit Kaba-
rett weiter. Vielseitigkeit macht
den Beruf interessant. Sie wird al-
lerdings auch zur Notwendigkeit,
wenn man nicht mehr Mitte
zwanzig ist. Man hat dann zwar
mehr schauspielerisches Poten-
zial, aber es gibt weniger Rollen.

Was verändert sich in Ihrem
Beruf?

Es gibt heute ein Heer von guten
Schauspielern. Das bekommt dem
Beruf, allerdings entsteht dadurch
harte Konkurrenz. Feste Engage-
ments werden immer seltener. Das
hat Vor- und Nachteile: Für die
künstlerische Seite sind allzu feste
Engagements nicht immer nütz-
lich. Auf der anderen Seite ist die
soziale Situation für viele Freie
nicht einfach. Zwar kann sich aus
dem Konkurrenzdruck künstleri-
sche Qualität entwickeln. Aber je-
der Ausrutscher wird registriert,
und Leute werden schnell aussor-
tiert. Die Bezahlung der Freien
richtet sich nach Angebot und
Nachfrage und nach den zur Ver-
fügung stehenden Budgets. Kaum
einer hat noch Geld. Manchmal

kommt man nicht darum herum,
für eine geringere Gage zu arbei-
ten. Man muss jonglieren: Einer-
seits darf man sich nicht alles ge-
fallen lassen, andererseits muss
man Kompromisse schließen, um
die Arbeit zu behalten.

Warum engagieren Sie sich als
freie Schauspielerin in der Ge-
werkschaft?

Eine gemeinsame Interessen-
vertretung ist wichtig. Viele Leute
wissen gar nicht, dass es eine Ge-
werkschaft ver.di gibt und darin
auch eine Fachgruppe für Schau-
spielerinnen und Schauspieler.
Das muss mehr publik gemacht
werden. In meinem Freundes- und
Bekanntenkreis sind nur sehr we-

nige in der Gewerkschaft. Alle
haben mit sich zu tun. Aber es gibt
bei ver.di beispielsweise Stammti-
sche, bei denen man sich austau-
schen kann, oder Seminare zu
Themen wie Sozialversicherung
oder Existenzgründung. Es gibt
gemeinsame Erfahrungen und
Sorgen, die können da aufgefan-
gen werden.

Was können Schauspieler sonst
noch von ver.di erwarten?

Sie können natürlich nicht er-
warten, dass sie von der Gewerk-
schaft Aufträge bekommen, da-
für ist sie nicht da. Aber in einer
Zeit, in der die Gesellschaft sehr
unmoralisch geworden ist, was
Zahlungen und die Einhaltung von
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Verträgen betrifft, ist Rechtsbei-
stand wichtig. Gerade für uns Freie
ist dieser Aspekt entscheidend: Es
gibt für uns zwar keine Kündigung
aber eben auch keinen Tarifver-
trag. Und es ist etwas anderes,
wenn ich mich im Streitfall alleine
mit dem Veranstalter rumschla-
gen muss oder eine Organisation
im Rücken habe.

Wie verstehen Sie ihre Aufgabe
im Vorstand der Fachgruppe?

Als Gewerkschaftsfunktionärin,
die sagt, wo es lang geht, sehe
ich mich nicht. Ich war und bin
eine ganz normale Schauspielerin,
die ihren Mund aufmacht, wenn
es etwas zu sagen gibt, aber ich
weiß, dass sich die Welt und wir
Menschen darin nur schwer ver-
ändern lassen. Ich möchte mit
mehr Kollegen als bisher bei den
Stammtischen Ideen sammeln.
Außerdem halte ich es für wichtig,
dass sich in einer Gewerkschaft
die unterschiedlichsten Individuen
zusammenfinden. So bekommt
man Kontakt zu Menschen, mit de-
nen man sonst wenig zu tun hat.
Das gibt Gelegenheit, sich mit klu-
gen Leuten auszutauschen und
neue Denkweisen zu gewinnen. 

Welchen Zukunftsaufgaben muss
sich ver.di stellen?

Die Kunst darf nicht unterge-
hen, Theater und Bühnen müssen
ihren Platz behalten. Wenn man
da nicht geballt auftritt, werden
immer mehr Häuser geschlossen.
Und stabile Eintrittspreise sind
wichtig, sonst kommen die Leute
nicht. Auch Qualitätssicherung ist
entscheidend. Natürlich sind die
Einflussmöglichkeiten der Ge-
werkschaft da begrenzt. Trotz-
dem ist es nützlich, sich darüber
auseinander zu setzen. Viele
Kunststätten wären wahrschein-
lich schon geschlossen, wenn es
die Gewerkschaft nicht gäbe. 

Das Gespräch führte: 
Ute C. Bauer

anzeige

Den Mund aufmachen 
und Ideen sammeln

Vollblutschauspielerin mit Gemeinsinn: Madeleine Lierck-Wien

Foto: transit/C.v.PolentzFachgruppe

Darstellende
Kunst
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Das Amt des „Burgschreibers zu
Beeskow“, das für ein halbes Jahr
verliehen wird und mit einem
Förderstipendium sowie freier
Logis verbunden ist, wird am 11.
Juni 2003 neu besetzt. Bewerber
sollten Textbeispiele (Manus-
kripte und Publikationen) sowie
Erläuterungen und eine Bio-Bi-
bliografie bis 31. März beim
Kultur- und Sportamt des Land-
kreises Oder-Spree, Breitscheid-
str. 7, 15841 Beeskow, (Tel. 033
66/35 14 71) einreichen.

Burgschreiber 
gesucht

Freitags ist mein „Aus-Zeit“
Tag. Mit Widerwillen und auf Ab-
wimmeln eingestellt, ging ich ans
klingelnde Telefon. Eine mir un-
bekannte Frau konfrontierte mich
mit einer angeblich von mir ge-
tätigten Anmeldung zu einem
Rhetorik-Seminar, welches, so
ihre erfreute Stimme, nun endlich
stattfinden solle, schon nächstes
Wochenende. Ich konnte mich an
nichts erinnern. Erst als sie den 
VS als Veranstalter nannte, er-
schien mir die Möglichkeit einer
solchen Anmeldung nicht mehr
abwegig, erregte doch auch jetzt
ein Rhetorik-Seminar meine Neu-
gier. Mein Terminkalender offen-
barte das entsprechende Wo-
chenende als einrichtbar und ich
sagte zu. Einen Text zum Vorle-
sen sollte ich in mehrerer Aus-
führung mitbringen.

Samstag trafen wir uns vor der
TU: Uta Beth, die Leiterin, Helke
Schröder als für die Technik Ver-
antworliche, Cecile Guyomard,
frisch gebackene Schauspielerin
und die teilnehmenden KollegIn-
nen. Alle waren sehr neugierig
und als erstes stellte sich heraus,

dass nicht die Kunst des Redens,
sondern (natürlich) die Kunst des
Vorlesens unser Befassungsge-
genstand war. Also lasen wir aus
unseren Texten vor, alle aufge-
regter als bei einer öffentlichen
Lesung, denn hier wurden wir
direkt im Anschluß kritisiert: Dies
war gut, jenes nicht. Und dann

hielt Cecile einen Vortrag über
die Individualität der Stimme, um
wieviel ein Bewußtmachen dieser
Spezifik, verbunden mit angemes-
senen kleinen Übungen regel-
mäßig zu Hause und direkt vor
einer Lesung angewandt, die
Wirkung verbessern konnte.
Noch nie Gehörtes oder Überleg-
tes, spannend und lebhaft darge-
bracht, ließen die fast zwei Stun-
den geballte Information wie im
Flug vergehen. Erst auf dem
Nach-Hause-Weg merkte ich, wie
erschöpft ich war, trotz bester
Verpflegung mit leckeren Nuss-

törtchen, Obst und Kaffee zwi-
schendurch.

Sonntag gab’s belegte Bröt-
chen und Würstchen – Helke hat-
te sich liebevoll für die Verpfle-
gung ins Zeug gelegt – und kon-
krete Übungen. Wir hüpften und
brabbelten (Lockern und Anre-
gen), seufzten und gähnten (Ak-
tivierung des Brustkorbs, des
Bauchs und der Nebenhöhlen)
und trainierten unsere Sprech-
werkzeuge mit lustigen Sätzen.
Gelacht wurde viel, was auch der
Entspannung der Sprachmuskeln
dienlich ist. 

Als wir nach all dem Gehörten
unseren gelesenen Text aus dem
Kassettenrekorder hörten, fielen
uns natürlich jede Menge mehr
„Fehler“ als die Versprecher auf.
Die Arbeit am Text nahm Uta vor.
Hier eine Pause einbauen, dort
einmal aufgucken... Ach, wie vie-
le Dinge man beachten und ver-
bessern kann! Mit Korken im
Mund lasen wir schwierige Sätze,
um ohne Korken danach beim
Wiederholen die Erleichterung
und tatsächlich eingetretene Ver-
besserung zu bemerken. Als wir

den eingangs unbefangen vorge-
lesenen Text noch einmal lasen,
war der Fortschritt so bemerkens-
wert, daß auch die „Profis“
staunten. Sie hatten wirklich gute
Arbeit geleistet – und wir hatten
viel Nutzbringendes gelernt.

Auch Sonntag kam ich völlig
geschafft nach Hause, aber in eu-
phorisierter Stimmung. Dieses
Wochenendseminar hatte sich
voll gelohnt! Vielen herzlichen
Dank denen, die es möglich ge-
macht haben: Dem VS und den
Trainerinnen.

Iris Rudolph 

Der Ostberliner Verlag „Volk
und Welt“ hat, wie andere auch,
den Untergang der DDR nur we-
nige Jahre überlebt. Nun hat
Leonhard Kossuth, von 1958 bis
1989 bei Volk und Welt tätig, am

Beispiel des von ihm geleiteten
großen Lektorats „Sowjetlitera-
tur“ das mitgestaltete Stück Ver-
lagsgeschichte erzählt und doku-
mentiert. Wir erleben in der
Rückschau die handelnden Perso-
nen des großen Hauses, den er-
zählenden Cheflektor und wage-
mutige Lektoren, die Autoren
entdeckten oder wiederentdeck-
ten, sich für so manchen Titel ge-
gen Widerstände der Machtausü-
benden (im eigenen wie im ande-

ren Land) ins Zeug legten, um der
Sache willen listenreich handel-
ten – und bei alledem engagierte
Übersetzer, Redakteure, ja auch
Sekretärinnen (bei Kossuth gibt
es keine unwichtigen Personen)
an ihrer Seite wussten. Er schildert
uns den Verlagsbetrieb mit sei-
nen Triumphen und Niederlagen,
spart nicht die privaten Dramen
aus, die sich in dem großen Haus
ergaben: ein Stück pralles Leben
aus dem Alltag der DDR! Bemer-
kenswert, wie unbefangen (nicht
unkritisch) er mit den Realien die-
ses Alltags umgeht – kein beflis-
senes Wegretuschieren missliebi-
ger Details, heutigen Trends zu-
liebe. Sondern Klartext.

Kossuth legt Vorgänge bloß
(erzählt auch immer wieder klei-
ne amüsante oder nachdenklich
stimmende Episoden am Rande),
spart nicht die Verwicklungen
aus, die es bei „schwierigen“ Au-

toren wie Babel oder Ehrenburg,
aber auch Simonow oder Granin
gab, doch er kapriziert sich nicht
auf das Hick-Hack im Hinter-
grund, er will vielmehr zeigen,
wie auch lange Wege und Um-

wege am Ende doch zum Ergeb-
nis, sprich: zum Buch, führten. Er
nennt es „Leistungsgeschichte“.
So erfahren wir, was im Realso-
zialismus möglich war, mit wem
man dabei rechnen konnte, mit
wem nicht (manche dabei einge-
gangene Liaison paßt nicht in
heutige Schemata). Kossuth ist
ein Mann des wohltuend mode-
raten Urteils, fair gegenüber ein-
stigen Widersachern, in der Pole-
mik stets sachlich. Für den Verlag

war er ein Glücksfall. In einem
zweisprachigen, den Künsten
verbundenen Elternhaus in Kiew
und Wien aufgewachsen, besaß
er beste Voraussetzungen für die
Aufgabe, ganze literarische Kon-
tinente im Vielvölkerstaat UdSSR
zu erschließen. Und so sind auch
in seinem Buch Lebensgeschichte
und Verlagsgeschichte eine
glückliche Verbindung eingegan-
gen. Dabei ist das Biographische
objektiviert, in verschiedenen
Zeitschichten beschaubar – in-
dem er uns das Geschehen nicht
in einem Block, sondern in vielen,
auch selektives Lesen ermögli-
chenden Facetten darbietet und
immer wieder eigene frühere
Texte einflicht – einfühlsame, von
viel Kunstsinn zeugende Be-
mühungen um den Zugang zu
ganz verschiedenen Literaturen
des einstigen Sowjetlandes.

Willi Beitz

Leonhard Kossuth: „Volk & Welt/Auto-
biographisches Zeugnis von einem le-
gendären Verlag“, NORA Verlagsge-
meinschaft, 379 Seiten, 23,50 Euro

War das klasse!
Rhetorik-Wochenendseminar euphorisierte

Elisa Dolittle 

läßt grüßen

Ein Stück 

pralles Leben

Biografisches 

objektiviert

Volk und Welt und Kossuth
Rezension

Fachgruppe

Literatur



den Bürgern übertragen wurde.
Sollten die angedrohten Kündi-
gungen eintreten, werden sich
die Betroffenen mit einem un-
glaublichen Medienaufgebot zu
wehren wissen und in den Hun-
gerstreik treten!“ Siehe auch:
www.musikschule-marzahn.de.vu/ 

Die Kolleginnen sind am 28.Ja-
nuar für vier Tage in den Hunger-
streik getreten. Die Kündigungen
sollen zurückgenommen werden.

G.P.

Am 10. Dezember 2002 ver-
starb im Alter von 69 Jahren Han-
no Kremer, langjähriger Vorsit-
zender der IG Medien und Abtei-
lungsleiter Außenpolitik im
DeutschlandRadio Berlin, vormals
RIAS. Sein Tod hat bei den ver.di-
Mitgliedern des Senderverbandes
Trauer und Bestürzung ausgelöst
– doch nicht nur dort. Den fol-
genden Nachruf verfasste sein
langjähriger Verhandlungspartner,
der ehemalige Verwaltungsdirek-
tor im DeutschlandRadio Christian
Wagner:

Es sind nicht nur Freunde, Kol-
legen und engere Weggefährten
– der Tod Hanno Kremers hat
weit darüber hinaus Viele betrof-
fen gemacht. Manch einer, dem
dies gewahr wird, mag sich fra-

gen, warum das so ist, obwohl
doch Hanno Kremer gerade ein
Mann des Understatements, der
leisen Töne war, eher darauf be-
dacht, sich zurückzunehmen und
den Dienst an der Sache voranzu-
stellen. Wie kann gerade in unse-
rer Zeit, in der das Attraktive, das
Reizvolle, ja Laute kennzeichnend
sind, der Bescheidene und Stille
solch einen Nachhall unter seinen
Mitmenschen zurücklassen? Ich
glaube, in der Frage liegt schon
die Antwort: Hanno Kremer war
eine Persönlichkeit voller Kraft
und Zielstrebigkeit, die sich weni-
ger nach außen im Glanz der
Worte und Gesten entfaltete, son-

dern in Zähigkeit und Konsequenz
niederschlug und so eine viel stär-
kere Wirkung in seinem sozialen
Interaktionsfeld nach sich zog.
Hanno Kremer verstrahlte sich
nicht, er brachte sich ein. Nicht ir-
gendwo, sondern dort, wo ihm
seine klare Einsichtsfähigkeit, sei-
ne zurückhaltende Intellektualität
das persönliche Opfer abverlang-
te. So ist er zu einer Wirkung ge-
kommen, die von dauerhafter
Nachwirkung ist und viele in
Dankbarkeit an ihn denken läßt.
Als sein Verhandlungspartner auf
Arbeitgeberseite kann ich bezeu-
gen, dass sein gewerkschaftliches
Engagement in schwierigen, ja

fast aussichtslosen Situationen
von solcher Nachhaltigkeit war,
dass er immer wieder das Letzt-
mögliche für seine Kollegen her-
ausholte. Und dabei ging bei aller
Fragilität des Verhandlungsge-
genstandes nichts kaputt und das
Menschliche nicht entzwei. Ich
zolle ihm meine tiefste Hochach-
tung. Dies gilt auch für seine Ar-
beit im Sender, die nicht immer
leicht war, weil der Rationalist
und Humanist in ihm keine Kom-
promisse zuließen. Was er als
Journalist zu sagen hatte, war
kompetent, nüchtern und kritisch
und konnte auf das sogenannte
Ausgewogene verzichten. Ein
echter Berliner Journalist eben,
den wir lange, lange vermissen
werden. Christian Wagner 
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Betroffene im Hungerstreik
Ist die Musikschule Marzahn-Hellersdorf jetzt erneut gefährdet?

Hanno Kremer ist tot

Fachgruppe

Musik
Für Unruhe sorgten in den ver-
gangenen Wochen Pläne zur Ein-
führung der Gewerbesteuer-
pflicht für Freiberufler. Der ver.di-
Bundesvorstand steht diesem
Vorhaben grundsätzlich positiv
gegenüber, verbesserte sich doch
dadurch die Finanzierungsmög-
lichkeit kommunaler Aufgaben,
wendet sich aber entschieden
gegen die Überlastung „kleiner“
Selbständiger und fordert einen
Freibetrag, dessen Höhe deutlich
über dem durchschnittlichen Ein-
kommen z. B. einer Musikschul-
lehrkraft liegt. Sollte es dennoch
Anlaß zur Sorge geben, werden
wir umgehend Widerspruch lei-
sten, und damit hoffentlich so er-
folgreich sein wie 1999, als die
Umsatzsteuerbefreiung für Mu-
sikschullehrer aufgehoben wer-
den sollte.

Gewerbesteuer

Überlastung
Selbstständiger

verhindern

Nachruf

Trotz der Protestaktionen der
Musikschule Marzahn-Hellersdorf
und hunderter Kunst – und Kul-
turschaffender im März/April 2002
erließ auf Grund der gegenwärti-
gen Haushaltssituation wiederum
Bezirksbürgermeister Dr. Uwe
Klett am 20. Januar.2003 eine
Verfügung, die Honorarverträge
der freier Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern zu kündigen. Dabei
hatte die BVV des Stadtbezirks
erst die Vorlage vom 25. Juli
2002 Nr. 259/H zur „Sicherstel-
lung der Musikschule 2002 –
2005“ beschlossen. Die Ausfüh-
rung dieser Verfügung hätte
schwerwiegende Folgen, die Mu-
sikschulkapazität verringerte sich
um fast zwei Drittel. Mit Empö-
rung protestierten Lehrerinnen,
Eltern und Schüler gegen diese
erneute Gefährdung ihrer Musik-
schule und kündigten an, sich mit
einem „unglaublichen Medien-
aufgebot“ zu wehren und beim
Bundesminister des Innern auf
die Einhaltung der Verfassungs-
grundsätze, Artikel 37 Grundge-
setz, Absatz 1 und 2, zu drängen.
Nach Art. 37 kann die Bundesre-
gierung ein Land zur Erfüllung
seiner Pflichten anhalten, die

Bundesregierung hat dann Wei-
sungsrecht.

Letzte Meldung der Lehrkräfte
aus Marzahn: „Wir fordern alle

Schüler, Eltern, Abgeordnete, Ge-
werkschaftler, Journalisten und
Musikfreunde auf, beim Bürger-
meister des Stadtbezirks Mar-

zahn-Hellersdorf, Herrn Dr. Uwe
Klett, Dienstgebäude: Alice-Salo-
mon-Platz 3,12627 Berlin, schrift-
lich gegen diese Praktiken zu pro-
testieren! Wir verwahren uns ge-
gen diese Art des Umgangs mit
Kindern, Jugendlichen, Eltern
bzw. Instrumental- und Gesangs-
pädagogen! Diese Methoden
sind nicht länger mit gesundem
Menschenverstand vereinbar und
entsprechen nicht dem Auftrag,
der den Kommunal-Politikern von

Sieben der acht hungerstreikenden Pädagoginnen.

Foto: (privat)

Traurig das Land, das

solches nötig hat



neue Medien, Marktvorteile durch
Gemeinschaftsgründungen.

Tagesseminar Existenzgrün-
dung für Journalisten, Medienbe-
rufler und Künstler, Termin: 11.
März 2003

Im Seminar werden Kenntnisse zu
den Rahmenbedingungen der frei-
beruflichen Existenz in Medien-
und künstlerischen Berufen ver-
mittelt. Die Teilnehmer sollen mit
dem Seminar in die Lage versetzt
werden, Chancen sowie Risiken
einer Selbstständigkeit beurteilen
zu können, Besonderheiten für
ihre Berufsgruppen kennen und
nutzen zu lernen. Für bereits er-
folgte Gründungen kann das Se-
minar zur Überprüfung der ge-
troffenen Entscheidung dienen.
Schwerpunkte: Existenzgründung
aus der Arbeitslosigkeit, Förderungs-
möglichkeiten (Überbrückungsgeld
u.a. Existenzgründungshilfen), An-
meldeformalia, soziale Absiche-
rung für Freie in der Künstlerso-
zialkasse, betriebswirtschaftliche
und steuerliche Aspekte, Ge-
meinschaftsgründungen.

Tagesseminar Existenzgrün-
dung für Einzel- und Microunter-
nehmer, Termin: 13. Mai 2003

Im Seminar werden Kenntnisse zu
den Rahmenbedingungen der Exis-
tenzgründung als freiberuflicher
oder gewerblicher Einzelunterneh-
mer oder in Kleinstunternehmen
vermittelt. Die Teilnehmer sollen
in die Lage versetzt werden, Chan-
cen und Risiken der Selbständig-
keit beurteilen zu können. 

Schwerpunkte: Existenzgründung
aus der Arbeitslosigkeit, Gründungs-
planung und Risiko Minimierung,
Förderungsmöglichkeiten, Abgren-
zung freiberufliche und gewerb-
liche Tätigkeit, Anmeldeformalia,
soziale Absicherung, betriebswirt-
schaftliche und steuerliche As-
pekte, Gemeinschaftsgründungen.

Für alle Seminare gilt:
Zeit: 9.30 – 16.30 Uhr
Ort: Köpenicker Str. 55, 10179
Berlin, 5. Etage, Raum 5.21
Gebühren: Mitglieder zahlen 13
Euro, Nichtmitglieder 50 Euro
Anmeldung: Fax: 030/86 31-19 02,
e-mail: Andreas.Koehn@verdi.de
Post: ver.di Berlin-Brandenburg,
FB 8, Köpenicker Str. 55, 10179
Berlin.

Mobbing-Beratung
für Betriebs- und Per-
sonalräte

Auf Initiative des ver.di-Bezirks-
frauenrates Potsdam wurde für
den 24. März ein Seminar zum
Thema Mobbing vorbereitet
(ver.di Bezirksverwaltung Potsdam
Tel 0331/275 47-1). Es wurde auch
eine Sprechstunde für Betroffene
eingerichtet. Die Sprechstunde fin-
det jeden 1. Dienstag im Monat in
der ver.di-Bezirksverwaltung Pots-
dam-Nordwestbrandenburg, Hein-
rich-Mann-Allee 18/19, 14473
Potsdam statt. Anmeldungen bit-
te unter Tel. 03 31/2 75 74-13.
Zur weiteren Betreuung bietet auch
Kollegin Heiderose Hochfeldt,
ver.di-Mitglied, als Expertin ihre
Hilfe an, Tel. 03 31/704 62 24.
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Seminare 2003
Seminare für Freiberufler und Existenzgründer

etwas fehlt im Betrieb, sie alle
sind zu einem ersten Treffen
herzlich eingeladen:

Es findet statt am Montag, den
17. März 2003, 17 Uhr In der
Medien Galerie im Haus der
Buchdrucker, Dudenstraße 10,
10965 Berlin-Kreuzberg (U-Bahn
Platz der Luftbrücke, Bus 104,119).

Wir wollen die Möglichkeit bie-
ten, sich gegenseitig auszutau-
schen, Themen zu behandeln, die
auf den Nägeln brennen, einan-

der kennenzulernen, Rat zu holen
und aktuelle Fragen zu bespre-
chen. Künftig soll sich das regel-
mäßig am 3. Montag im Monat
wiederholen. Wir freuen uns,
Euch zu treffen!

FG Druckindustrie und Zei-
tungsverlage, FG Papier, Pap-
pe und Kunststoffe verarbei-

tende Industrie, FG Verlage
und Agenturen

Kontakt: Antoaneta Werbelow, Tel.
030/ 543 97 232

Beschäftigte in Kleinbetrieben
der Druck-, Papier und Verlags-
branche: ver.di erweckt den
Arbeitskreis Kleinbetriebe zu
neuem Leben

Kolleginnen und Kollegen, die
Probleme am Arbeitsplatz haben,
über die sie immer schon mal mit
anderen reden wollten, Interes-
sierte, Gewerkschaftsmitglieder,
man und frau, die finden, sie
werden nie gefragt, Betriebsräte
oder die, die meinen, gerade so

„DIE KUNST DES AUSRUHENS IST

EIN TEIL DER KUNST DES

ARBEITENS – UND BEIDES MUSS

ERLERNT WERDEN.“ 

(JAPANISCHES SPRICHWORT)

Die Cottbuser Gewerkschafts-
sekretärin Waltraud Gerisch
verabschiedete sich nach
langjäriger Tätigkeit für IG
Medien und ver.di zum Jah-
resende 2002 aus dem aktiven
Arbeitsleben, bleibt den Mit-
gliedern der Region aber als
Ansprechpartnerin erhalten:
Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,
Ich befinde mich nun im Ruhe-
stand, wenn auch mit einem
weinenden und einem lachen-
den Auge. Auf diesem Wege
möchte ich mich von allen
Freunden, Mitstreitern und
Kontrahenten, mit denen gear-
beitet, gekämpft, gestritten, ge-
schimpft und gelacht wurde,
bedanken für die jahrelange
kollegiale Zusammenarbeit. Ich
verabschiede mich auch von
den treuen Mitgliedern und den
vielen ehrenamtlichen Funktio-
nären, mit denen ich gemeinsam
an gewerkschaftspolitischen, ar-
beits- und sozialrechtlichen Fron-
ten gewirkt habe.
Ich bin aber noch nicht ganz aus
der Welt und stehe mit Rat und
Tat, mit Rechtsberatungen und
zu allen anderen Fragen, die un-
sere Mitglieder bewegen, an je-
weils zwei Sprechtagen im Mo-
nat zur Verfügung. 

Waltraud Gerisch
Die nächsten Beratungstermine in
Cottbus sind: 6. März, 20. März, 3.
April und 24. April.

Berichtigung
In der Mitteilung über die

Wahl der neuen Bezirksvorstän-
de des ver.di-Fachbereichs Me-
dien, Kunst und Industrie im
„Sprachrohr“ Nr. 6/02, Seite 8,
wurden bedauerlicherweise die
Vorstände von Cottbus und
Frankfurt/Oder vertauscht. Rich-
tig muss es heißen:
Cottbus
Vorsitzender: Dieter Kürten
Stellvertreterin: Monika Amrell
Frankfurt/Oder
Vorsitzender: Volkmar Zech
Stellvertreterin: Renate Kuhlisch

Die Redaktion bittet um Ent-
schuldigung!

Klein – aber nicht allein!

Foto: Bachmeier

Tagesseminar Selbstvermark-
tung freier journalistischer Arbeit,
Termin: 8. April 2003

Das Seminar soll größere Sicher-
heit bei der Erschließung des Me-
dienmarktes und der Vermarktung
journalistischer Leistungen vermit-
teln sowie in der Praxis anwend-
bare Beispiele für die Selbstver-
marktung zur Diskussion stellen.
Es wendet sich vor allem an Jour-
nalisten, die den Einstieg in den
Markt als Freie frisch vollzogen
haben oder noch vollziehen wol-
len, aber auch an Kollegen, die
sich ein neues, bisher nicht ge-
nutztes Medium erschließen wol-
len. Tipps und Empfehlungen gibt
es vor allem zu: Kontaktaufbau,
Marktbeobachtungen und -er-
schließung, Honorare, Marktpreise,
Informationsbeschaffung, Mehr-
fachverwertung, Technik und



Redaktion B.A.M.M. (Arbeits-
losenfernsehen): Jeden Mittwoch
16 Uhr im Haus der Buchdrucker,
Dudenstr. 10, Jugendraum.  
Redaktion A.I.D.A.: Jeden Mon-
tag jeweils 16 Uhr. Im OKB (Offe-
ner Kanal Berlin -SK8) sind die Sen-
dungen mit Informationen rund
um den Berliner Arbeitsmarkt je-
den Montag ab 17 Uhr und jeden
Sonntag ab 22 Uhr zu sehen.

Landesbezirk

Medien Galerie: Aktuelle Aus-
stellungen siehe Seite 7, Medi-
en Galerie,  Dudenstr. 10,  10965
Berlin  (U-Bhf. Platz der Luft-
brücke, Bus 104, 119).

Jugend

Medienjugend: Treff jeden er-
sten Mittwoch im Monat um 18
Uhr im Container des Gewerk-
schaftshauses, Köpenicker Str. 55.

Journalismus

Bundesdeutsche Presseaus-
weise: Neuausstellung oder Ver-
längerung montags bis donners-
tags von 8.30 bis 16.30 Uhr. (Tel:
030/86 31-24 20). 

Presseausweis der IOJ: Jeden
zweiten Dienstag im Monat von
13 bis 15 Uhr in der Köpenicker Str.
55, Zi.524 (Tel: 030/86 31-24 21).

Journalistenstammtisch: jeden
vierten Montag im Monat ab

19.30 Uhr im Cafe „Stresemann“
(Empore), Stresemannstr. 90, ge-
genüber Anhalter Bahnhof.

R f av M e d i e n           

Berliner Kinostammtisch: Je-
den 1. Montag im Monat ab 20
Uhr im Bistro Café am Arsenal,
Fuggerstr. 35, 10777 Berlin (Tel.
030/ 214 14 77). 
Stammtisch für Kleindarstel-
ler: Jeden 1. Dienstag im Monat
ab 18 Uhr am gleichen Ort. 

Literatur

Lesemarathon: 
Montag, 7. April: „Fremde in
Berlin“ 
Dienstag, 8. April: „Tod in Berlin“ 
Donnerstag, 10. April: „Lesetag
für Kinder“
Donnerstag, 10. April: „Satire“ 
Freitag, 11. April: eventuell
Poetenball. 
Nähere Informationen in der VS-
Geschäftsstelle, Tel: 86 31 24 03.

VS-Stammtisch: Jeden ersten
Donnerstag im Monat, ab 19.00
Uhr, im „Terzo Mondo“, Grol-
manstr. 28. Das Terzo Mondo
liegt zwei Minuten vom U-Bahn-
hof Uhlandstr. (U 15) entfernt
und ebenso nur wenige Minuten
vom S-Bahnhof Savignyplatz (zu
erreichen mit der S 5, 7, 75, 9, 3).

Café Littéraire: Satire und Musik
am 28. Februar, 20 Uhr, Alain Ja-
dot begrüßt Marco Tschirpke und
Pierre Pouget und lädt zu einer
inneren Reise voller Geist und
Esprit, TU, Ernst-Reuter-Platz 7, 2.
Etage.

Kultur & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsfüh-
renden Vorstands der Fach-
gruppe 10 finden alle drei Wo-
chen statt. Rückmeldungen über
die Teilnahme bitte rechtzeitig an
Georgia Weiland (Tel. 86 31 24 12),
damit stimmberechtigte Nach-
rücker eingeladen werden können.
Nächste Termine: 10./31. März (gro-
ße Vorstandssitzung) und 28. April.

Musik

Wir arbeiten nicht im Verbor-
genen! Alle Mitglieder sind herz-
lich zu den Sitzungen des Landes-
und Bezirksfachgruppenvorstandes
Berlin-Brandenburg eingeladen!
Die Vorstände tagen von 9.00 bis
12.30 Uhr, Köpenicker Str. 55,
Raum 5.21, am 21. März (Lan-

desvorstand) und 29. März (Mit-
gliederversammlung).

Seminare

Non Profit Radio: Bildungswerk,
Hörfunkschule Berlin, Haus der
Buchdrucker, Dudenstr. 10, 10965
Berlin. Informationen zu aktuel-
len Kursen: 030/68 30 20 90 oder
unter: www.radiokurse.de. 

Gesellschaft für innovative Bil-
dung mbH (BSD) Berlin: Com-
puterkurse sowohl an Abenden
oder auch am Wochenende,  In-
fos:  030/44 37 60, Fax: 030/9 25
38 31, E-Mail: info@bsd-berlin.de 

AG Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di
Berlin treffen sich jeden 2. und
4. Donnerstag im Monat um
17.30 in der Köpenicker Str. 55.
Ulla Pingel (Tel. 621 24 50) und
Olaf Zygalsky (Tel. 782 13 34)
sind ehrenamtliche Sprecher.

Senioren

Seniorengruppe Funkhaus: 26.
Februar, Gerhart-Eisler-Kreis: 14 Uhr,
V. Etage, Raum 505. Thema: Ist der
Kulturverfall in der Presse zu stop-
pen? Gesprächspartner: Eckart
Spoo, Herausgeber der Zeitschrift
„Ossietzky“. 26. März Besuch des
Deutschen Rundfunkarchivs in
Potsdam: Treffpunkt 10.30 Uhr vor
dem Eingang zum Gelände des
ORB, 14482 Potsdam-Babelsberg,
Marlene-Dietrich-Allee 20

ADN-Senioren: Am letzten
Montag jedes Monats um 14 Uhr
in der Begegnungsstätte der
Volkssolidarität, Torstr. 203-206.

„Alte-Barden-Runde”: Jeden
zweiten und vierten Mittwoch im
Monat um 15 Uhr im Restaurant
„Alt-Tempelhof”, Alt-Tempelhof
46, 12103 Berlin.

Unter der neuen 
Internetverbindung 
www.bb-verdi.de 

können ab sofort ausgewählte,
in Kürze alle „Sprachrohr”-
Ausgaben seit Beginn des

Erscheinens im Januar 1992
angesehen werden. 

Wer in der Menüleiste 
„Berufe & Branchen” anklickt,

erhält unter FB 8 Medien,
Kunst und Industrie den

direkten Zugang zur Zeitung.
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Erwerbslose und andere Ak-
tivisten machen Fernsehen
Sonntags 20.30 – 21.00 Uhr
Heldinnen der Nichtarbeit be-
richten 1. Sonntag im Monat:
Magazin, 2. Sonntag im Mo-
nat: Rund ums Fahrrad, 3.+ 4.
Sonntag im Monat: Spezial
Montags 19.00 – 19.30 Uhr
Heldinnen der Nichtarbeit be-
richten life
Donnerstags19.30 –20.00 Uhr
A.I.D.A., kanalB,
Gewerkschaftsfernsehen
Montags 16 Uhr 
A.I.D.A. (Arbeiter-Interessen
darstellen + aneignen) 
Mittwochs 16 Uhr 
Heldinnen der Nichtarbeit.

Ehrenamtliche Mitarbeit ist
willkommen. Redaktion:
ver.di_aida2002@yahoo.de.

Fernsehtipp:
Offener Kanal

Druck und Verlage

Die Mitgliederversammlung
der Fachgruppe 4

(Druckindustrie und Zeitungs-
verlage) 

findet am 
23. März um 10.30 Uhr
im Haus der Buchdrucker, 

Dudenstraße 10, 
Großer Saal, statt. 

Thema: „Tarifrunde 2003“. 
Alle Mitglieder sind 
herzlich eingeladen!

Pressebüro Scienzz hat einen
Platz frei für Kollegin oder Kol-
legen bei Kostenbeteiligung.
Telefon 030/509 69 99 11 oder
oberzig@scienzz.com



Von einem „Fehlstart“ der „Ries-
ter-Rente“ rauschte es zu Jahres-
anfang im Blätterwald. Die für
2002 angenommene Quote, dass
85 Prozent der Berechtigten „Rie-
ster-Verträge“ abschließen wür-
den, wurde längst nicht erreicht.
Tatsächlich könne sich Bundesfi-
nanzminister Eichel über 2,7 Mrd.
Euro nicht genutzter Fördergel-
der freuen. Die eher schwache
Resonanz hat viele Gründe.

Ein Jahr, nachdem die staatli-
che Förderung möglich ist, fragen
sich viele Freie noch immer, ob sie
zum förderfähigen Personenkreis
gehören und sich diese zusätzli-
che Altersvorsorge für sie über-
haupt lohnt. Und falls ja, welche
Anbieter empfehlenswert sind.
Die meisten selbständigen Künst-
ler und Publizisten gehören zum
sogenannten berechtigten Perso-
nenkreis, da sie über die Künst-
lersozialkasse sozialversichert sind.
Auch die auf Lohnsteuerkarte bei
Rundfunkanstalten oder anderen
Auftraggebern beschäftigten frei-
en Mitarbeiter führen Pflichtbeiträ-
ge an die gesetzliche Rentenversi-
cherung ab und können somit in-
dividuelle „Riester“-Verträge ab-
schließen. Für nicht sozialversi-
cherungspflichtige Selbstständige
gibt es das nur, wenn sie einen
sozialversicherungspflichtigen Ehe-
partner haben und sich an dessen
Förderung mit einem eigenen
Vertrag ankoppeln. Aber auch
bei Unterbrechung der selbstän-
digen Tätigkeit, z.B. beim Bezug
von Mutterschaftsgeld oder wäh-
rend rentenversicherungspflichti-
ger Kindererziehungszeiten, kann
man die Förderung in Anspruch
nehmen. Gleiches gilt für Bezugs-
zeiten von Arbeitslosengeld oder

Arbeitslosenhilfe. Keine Förderung
erhalten Sozialhilfeempfänger. 

Durch die jüngste Rentenre-
form wird das Rentenniveau bis
zum Jahr 2030 von derzeit 70 auf
67 Prozent des durchschnittli-
chen Nettoeinkommens gesenkt.
Die Riester-Rente soll lediglich
diese Minderung auszugleichen.
Sie löst grundsätzlich nicht das
Rentenproblem, das für viele
selbständige Künstler und Me-
dienberufler durch niedrige oder
unterbrochene Zahlungen an die
gesetzliche Rentenversicherung
real besteht. Sie kann zur Minde-
rung bestehender Vorsorgelü-
cken beitragen. Eine zusätzliche
rein private Altersvorsorge kann
und soll sie nicht ersetzen. Einen
Antrag auf einen staatlich geför-
derten Vertrag kann man jeder-
zeit stellen. Wer ihn jedoch jetzt
erst in Betracht zieht, kann die
Förderung frühestens für das lau-
fende Kalenderjahr erhalten. Falls
ein Abschluss 2002 verpasst wur-
de, hält sich der Verlust jedoch in
Grenzen, da die Förderung bis
zum Jahr 2008 in Etappen erst
allmählich ansteigt.

Die so genannte Grundzulage
für jeweilige Bezugsberechtigte
steigt von 38 Euro im Jahr 2002/
2003 bis zum Jahr 2008 auf 154
Euro. Hinzu kommt eine Kinder-
zulage für den kindergeldberech-
tigten Nachwuchs, der von der-
zeit 46 Euro pro Kind auf 185 Eu-
ro im Jahr 2008 steigen wird. En-
det der Bezug von Kindergeld,
endet auch die Kinderzulage. Je
nach Anzahl und Alter der Kinder
kann sich der staatliche Zuschuss
über die Jahre zu einem stattlichen
Betrag summieren. Sollen die
vollen Zuschüsse fließen, müssen
allerdings jährliche Mindestein-
zahlungen in den Vertrag fließen.
Die abzuführenden Beiträge be-

tragen zusammen mit den Rie-
ster-Zulagen ab 2002 ein, ab
2004 zwei, ab 2006 drei und ab
2008 vier Prozent vom jeweiligen
beitragspflichtigen Jahreseinkom-
men. Bei KSK-Versicherten ist die
bei der KSK für das letzte Jahr ab-
gegebene Einkommensschätzung
hierfür die Bemessungsgrundla-
ge. Für diejenigen, die geringe
oder keine sozialversicherungs-
pflichtigen Einkünfte (z.B. bei Be-
zug von Erziehungs- oder Ar-
beitslosengeld) haben, gibt es ei-
nen jährlichen Mindest-Eigenbei-
trag. Dieser sogenannte Sockel-
beitrag liegt ohne Kind bei 45
Euro, mit einem Kind bei 38 Euro,
ab zwei Kindern bei 30 Euro (ab
2005 steigen die Sockelbeträge
fast durchweg auf das Doppelte).

Eigene Zahlungen können bei
finanziellen Engpässen auch zeit-
weilig ausgesetzt, reduziert oder
ganz eingestellt werden. Aller-
dings erhält man dann nur ver-
minderte oder keine Zulagen.

Wie attraktiv ist die „Riester-
Rente“ jedoch für kinderlose und
für besser verdienende Selbstän-
dige? Relativ hohe Verwaltungs-
kosten bei den Riesterprodukten,
die auf die Rendite privater Ver-
träge drücken, und eine nachge-
lagerte Besteuerung, die auf die
später ausgezahlte Rente fällig
wird, lassen Begeisterung ange-
sichts der schmalen Grundzulage
meist nicht aufkommen. Im All-
gemeinen gilt: Je höher der Ver-
dienst ist, desto höher auch die
Förderrendite, da die Besserver-
dienenden von einer zusätzlichen
Steuersparmöglichkeit profitieren
können. Die eigenen Einzahlun-
gen und die Zulage können über

die neue Anlage AV im Rahmen
der Einkommenssteuererklärung
von den Einkünften abgezogen
werden. Ist die daraus entstehen-
de Ersparnis höher als die erhalte-
nen Zulagen, schreibt das Finanz-
amt die Differenz im Steuerbe-
scheid gut. Hierfür gibt es aber
Höchstgrenzen,.

Wer sich umfassender infor-
mieren möchte, dem sei das Fi-
nanztest-Spezialheft „Die Riester-
rente“ empfohlen. Neben den
dort untersuchten Anbietern und
Produkten gibt es jedoch Sonder-
konditionen für Gewerkschafts-
mitglieder und einzelne Berufs-
gruppen, die in der Regel günsti-
ger sind, als die am freien Markt
zugänglichen Vertragsformen.
Mit dem Altersvorsorgepaket
„Das RentenPlus“ bieten der
DGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften allen Mitgliedern, die
keine günstigen betrieblichen Al-
tersvorsorgemöglichkeiten für die
Riester-Rente haben eine attrakti-
ve private Vorsorge. Informatio-
nen erhält man beim ver.di-Lan-
desbezirk oder einfacher im Inter-
net unter „www.Das-RentenP-
lus.de“. Für zugangsberechtigte
Medienberufler (Journalisten, Au-
toren, Bildberichterstatter, PR-Be-
rater, Werbetexter, Gebrauchs-
grafiker u.a.) bietet das Versor-
gungswerk der Presse Riester-
Produkte an. Weiterführende  Be-
ratung und Antragstellung zu
Angeboten der Presseversorgung
ist etwa durch Kontaktaufnahme
mit Medien-Kunst-Kultur Consult
(siehe Seite 11) möglich.

Bernd Hubatschek
Der Autor bietet dazu individuelle Be-
ratung an. Am 24. März ab 19.30 Uhr
ist er beim Journalistenstammtisch im
„Café Stresemann“ zu Gast.
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Bitte an den /die ZustellerIn:

Wenn neue Anschrift bekannt, bitte senden an: ver.di, Fachbereich 8
Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 55, 10179 Berlin

Straße
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Bemerkungen

SPRACHROHR – Vertrauen Sie nicht dem Zufall!

Mitglieder des Fachbereichs 8 in ver.di bekommen in Berlin und
Brandenburg das Sprachrohr alle zwei Monate zugeschickt.

Alle anderen können die Medien-Zeitung im Abo beziehen. Sechs
Ausgaben im Jahr kosten nur 5,00 €. Bestellung bei ver.di, Fachbe-
reich 8 Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 55, 10179 Berlin.

ver.di, Fachbereich 8 Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 55, 10179 Berlin
Postvertriebsstück, „Entgelt bezahlt“, A 11703 F

Riester-Rente für Freie: Top oder Flop?

Viel Geld vom Staat?

Günstige Angebote

Steuerersparnis für

Besserverdiener


